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James F. Brown

Osteuropa: Der sowjetische Griff lockert sich

Chruschtschow unterschätzte den osteuropäischen Nationalismus

Zu den vielen ungelösten Problemen, die 
Chruschtschow seinen Nacholgern Breschnew 
und Kossygin hinterlassen hat, gehört auch 
die Politik in Osteuropa. Das Problem war un-
lösbar geworden, jedenfalls zu Bedingungen, 
die für die Sowjetunion annehmbar gewesen 
wären.

Chruschtschow hatte sich dort vor allem darum 
bemüht, zwischen Einheit und Vielfalt einen 
Ausgleich herzustellen, der die Vorherrschaft 
der Sowjetunion sichern, zugleich aber auch 
den anderen genügend Freiheit und Beweg-
lichkeit gewähren würde, um eigene Lebens-
formen im Rahmen des kommunistischen Welt-
systems zu entwickeln.

Durch die Ereignisse in Ungarn und Polen im 
Herbst 1956 wurden ihm viele der Vorstellun-
gen und Illusionen genommen, die er bei sei-
ner Machtübernahme noch gehegt hatte. Für 
einen Mann, der in der Ukraine ausgewachsen 
war, hatte Chruschtschow den osteuropäischen 
Nationalismus merkwürdig unterschätzt. Zwar 
war er sich der Sünden des stalinistischen Kolo-
nialismus und der Mißstände, die behoben 
werden mußten, bewußt; doch unerschätzte er 
den Schaden, den die stalinistische Zeit den 
Beziehungen zwischen der Sowjetunion und 
den Ländern Osteuropas sowie der Sache des 
Kommunismus selbst in diesen Gebieten zu-
gefügt hatte. Auch die ernste Gefahr, die seine 
Verdammung des Stalinismus für das neue 
und noch schwache sozialistische Gefüge in 
Osteuropa bedeuten würde, hatte er nicht vor-
ausgesehen. Was eine in sich gefestigte So-
wjetunion überstehen konnte, war für die noch 
in den Kinderschuhen steckenden „Volksrepu-
bliken" fast der Ruin. Vor allem die Ereignisse 
des Jahres 1956 zeigten Chruschtschow, daß 
der bloße Glaube an die bindende Kraft einer 
gemeinsamen Ideologie zur Katastrophe füh-
ren mußte. Durch seine Verhandlungen mit 
Tito wurde ihm klar, daß es keine einheitliche 
Meinung darüber gab, worin diese Ideologie

Die beiden Beiträge dieser Ausgabe werden mit 
freundlicher Genehmigung der Herausgeber aus 
der Londoner Vierteljahreszeitschrift Survey, Okto-
ber 1965, nachgedruckt.

eigentlich bestand. Er begriff nicht, daß Tito es 
mit seinem „Revisionismus" ebenso ernst 
meinte wie er mit seiner „Orthodoxie", und sah 
die gefährlichen Auswirkungen nicht voraus, 
die dieser Revisionismus auf die herrschen-
den Parteien der anderen osteuropäischer Län-
der haben sollte.

Nach 1956 bemühte er sich, einen organisatori-
schen Kunstgriff zu finden, der nicht nur die 
zentrifugalen Kräfte in diesem Gebiet neutrali-
sieren, sondern auch einen höheren Grad von 
Einheit erzeugen würde. Er verfolgte dieses 
Ziel zwar oft auf umständlichen Wegen und 
wurde häufig von dringenderen oder wichtige-
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ren Fragen davon abgelenkt, aber er gab es 
nie auf, auch dann nicht, als sich gegen Ende 
seiner Herrschaft immer deutlicher zeigte, daß 
er es nie erreichen würde.

Das Kominform hatte Chruschtschow im 
April 1965 im wesentlichen den Jugoslawen 
zuliebe abgeschafft. Es war seit langem tot 
und erfüllte keinen nützlichen Zweck mehr. 
Man hätte es auch nicht bestehen lassen kön-
nen, weil es zu eng mit Stalins Tyrannen-
herrschaft und mit seinen Fehlern verbunden 
war, um in der Atmosphäre der Zeit nach 1956 
zu neuem Leben erweckt zu werden. Gomulka, 
der immer ein Gegner des Kominform gewe-
sen war, hätte es nicht geduldet und natürlich 
auch Tito nicht, auf den Chruschtschow trotz 
der ungarischen Katastrophe immer noch Hoff-
nungen setzte. Chruschtschow erkannte, daß 
es zu früh war, auf irgendeine Form von Insti-
tutionalisierung zu drängen und entschloß sich 
weise, sich an das Durchführbare zu halten. 
In der Erklärung der zwölf herrschenden Par-
teien vorn November 1957 wurde die Führer-
stellung der Sowjetunion im kommunistischen 
Lager anerkannt. Obwohl Tito sich weigerte, 



sie zu unterzeichnen und Gomulka es nur sehr 
zögernd tat, war diese Erklärung doch eine 
nützliche Demonstration der Einigkeit des 
kommunistischen Blocks. Außerdem schuf die 
Konferenz vom November 1957 einen Präze-
denzfall für die dann folgenden, multilateralen 
Treffen, die zu einer Lieblingsmethode Chru-
schtschows bei der Behandlung der osteuro-
päischen Regimes werden sollten.

Der einzige wichtigere organisatorische Schritt 
nach der November-Erklärung war die Grün-
dung der Zeitschrift Probleme des Friedens 

und des Sozialismus im September 1958. Ob-
wohl in Prag beheimatet, hatte diese „theore-
tische und informative Monatsschrift" einen 
sowjetischen Chefredakteur und wurde zu 
einem sowjetischen Propagandainstrument 
von erheblicher Bedeutung. Die Zeitschrift 
diente zunächst hauptsächlich als ideologische 
Waffe in dem Kampf gegen den jugoslawischen 
Revisionismus — ein Kampf, der eine Zeitlang 
einen formalen Kristallisationspunkt zwischen 
der Sowjetunion und dem übrigen Osteuropa 
herstellte.

Wiederbelebung des COMECON

Die November-Erklärung, die neue Zeitschrift 
Problem^ des Friedens und des Sozialis-
mus und die Offensive gegen den Revisionis-
mus bildeten jedoch kein genügend starkes 
Bollwerk gegen jene zentrifugalen Kräfte, die 
— trotz der scheinbaren Ruhe der späten fünf-
ziger Jahre — nicht bezwungen worden waren. 
Aber Chruschtschow hatte seine Bemühungen 
nicht auf die politische Integration allein be-
schränkt. Schon 1957 waren ihm die Möglich-
keiten des COMECON (Rat für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe) als Mittel zu einer wirt-
schafts-politischen Integration subtilster und 
dauerhaftester Art klar geworden. Die sowjeti-
sche Presse und auch Chruschtschow selbst 
fingen an, den Wert einer gegenseitigen Inter-
dependenz auf wirtschaftlichem Gebiet zu be-
tonen. Im Mai 1958 fand in Moskau eine Zu-
sammenkunft von Parteiführern der Mitglied-
staaten des COMECON statt, um Methoden 
zur Stärkung der wirtschaftlichen Koordinie-
rung zu erörtern. Als Ergebnis dieser Konfe-
renz erfühl- das COMECON eine bemerkens-
werte Wiederbelebung; die Zahl seiner Organe 
wurde erheblich erhöht, Maßnahmen zur Spe-
zialisierung nach Industriezweigen in verschie-
denen Mitgliedstaaten wurden beschleunigt. 
Was sich Chruschtschow von dieser wirt-
schaftlichen Integration erhoffte, ging aus ei-
ner Rede, die er im März 1959 hielt, deutlich 

hervor. Nachdem er von der künftigen kom-
munistischen Gesellschaft und ihren Vorteilen 
gesprochen hatte, fuhr er fort:

„Unter diesen Bedingungen werden die alten 
Vorstellungen von Staatsgrenzen verschwin-
den. . . . Aller Wahrscheinlichkeit nach werden 
nur Volksgrenzen noch eine Zeitlang bestehen 
bleiben, und selbst diese werden wahrschein-
lich lediglich als Formalität, aus Gewohnheit 
weiter bestehen. Natürlich wird es an diesen 
Grenzen, wenn man sie überhaupt so bezeich-
nen kann, keine Grenzposten, keine Zoll-
beamten, keine Zwischenfälle mehr geben. . . . 
In den souveränen Ländern des sozialisti-
schen Lagers entwickelt sich eine aus

1

gedehnte 
Zusammenarbeit auf allen Gebieten des wirt-
schaftlichen, sozialen, politischen und kultu-
rellen Lebens. Was die Zukunft betrifft, wird, 
so scheint es mir, die weitere Entwicklung der 
sozialistischen Länder aller Wahrscheinlich-
keit nach zur Konsolidierung des sozialisti-
schen Wirtschaftssystems in einer einheitlich 
sozialistischen Welt führen." )

Die Folgerungen lagen auf der Hand; sie be-
trafen die Politik genau so stark wie die Wirt-
schaft. Chruschtschow entwarf das Bild einer 
Utopie, zu der die ersten Schritte getan wur-
den.

Fehlschlag der Idee einer Gesamtplanung für alle COMECON-Länder

Nach dieser Anstrengung, zu irgendeiner Art 
von einheitlicher Kontrolle zu gelangen, ge-
schah etwa drei Jahre lang von seifen der 
Sowjetunion nach außen hin nichts. Das erklärt 
sich wahrscheinlich aus einer Reihe zusam-
menwirkender Gründe. Von 1960 an konzen-

trierte sich die Aufmerksamkeit des sowjeti-
schen Regimes — und das hieß mehr und mehr 
Chruschtschows persönlich — auf gewisse Pro-

1) Prawda, 27. März 1959; zitiert bei Z. K. Brze-
zinski, The Soviet Bloc, 1960, S. 401. 



bleme innerhalb des Blocks, die von sehr viel 
größerer und unmittelbarer Bedeutung waren. 
Dazu gehörte die Auseinandersetzung mit 
China, die Annäherung an Jugoslawien und 
der Abfall Albaniens. Osteuropa, ein zwar 
wichtiger, aber niemals vorherrschender Fak-
tor im Zeitplan der Sowjetführer, wurde von 
den Problemen des Blocks im ganzen über-
schattet. Das Jahr 1960 brachte die erste Aus-
einandersetzung mit China auf der „kleinen 
Gipfelkonferenz" in Bukarest im Juni und das 
große Aufeinanderprallen der Gegensätze 
bei der Moskauer Konferenz der 81 Parteien 
im November. 1961 erreichte Albanien den 
„Punkt, von dem es keine Rückkehr mehr 
gibt", und im Oktober des gleichen Jahres 
brachte der XXII. Parteitag der KPdSU die 
unüberbrückbare Spaltung der kommunisti-
schen Bewegung an das Licht der Öffentlich-
keit. Zu alledem kamen Chruschtschows innen-
politische Sorgen und die Aufmerksamkeit, die 
er seiner Politik gegenüber dem Westen wid-
men mußte. In den Jahren 1960 und 1961 
mußte die Frage der osteuropäischen Integra-
tion in den Hintergrund treten.

Nach dem XXII. Parteitag kehrte Chru-
schtschow jedoch zu dieser Frage zurück. Das 
COMECON hatte seit der Zusammenkunft 
vom Mai 1958 beachtliche Fortschritte ge-
macht; aber das Kernproblem der zentralen 
Lenkung war immer noch nicht in Angriff 
genommen worden. Jetzt aber griff Chru-
schtschow, beeindruckt von den Gefahren der 
spalterischen Tendenzen innerhalb des Blocks 
und in der Erkenntnis, daß das COMECON in 
seiner jetzigen Form keine entscheidenden 
Fortschritte erzielen könne, kühn die Frage 
einer überstaatlichen Planungsbehörde auf. 
Sein erster offizieller Schritt war die Einberu-
fung einer weiteren COMECON-Gipfelkonfe-
renz der Parteichefs nach Moskau im Juni 
1962. Bei dieser Zusammenkunft wurde eine 
Grundsatzerklärung angenommen, in der es 
unter anderem heißt: „Die Konsolidierung und 
Ausdehnung der wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen den sozialistischen Ländern würde 
zur Förderung der von Lenin aufgezeigten ob-
jektiven Entwicklungslinie beitragen, die auf 
eine von dem siegreichen werktätigen Volk auf 
Grund eines einheitlichen Planes gelenkte 
künftige kommunistische Weltwirtschaft hin- 
geht."2 ) Das war nicht gerade eine sehr 
starke Erklärung; sie wäre wahrscheinlich sehr 

2) Prawda, 18. Juni, 1964.

viel stärker ausgefallen, wenn sie nicht so viel 
Opposition hervorgerufen hätte. Chru-
schtschows Besuch in Rumänien unmittelbar 
nach diesem Treffen zeigte deutlich (wenig-
stens hinterher), woher die heftigste Opposi-
tion gekommen war.

Chruschtschows Versuch, die Rumänen zu 
überzeugen, schlug fehl. Er entschloß sich 
aber, seine Linie weiter zu verfolgen; dabei 
brachte er seine Vorstellungen deutlicher zum 
Ausdruck. In einem Aufsatz in Probleme des 
Friedens und des Sozialismus vom September 
1962 schrieb er: „Heute bestehen alle Möglich-
keiten . .. für einen zentral gelenkten Aus-
gleich, der die Rolle eines Kollektivplans für 
die wirtschaftliche Entwicklung der Mitglied-
staaten spielen könnte." Auf einer Sitzung des 
Plenums des sowjetischen Zentralkomitees im 
November des gleichen Jahres setzte er sich 
offen für die Errichtung eines einzigen Pla-
nungsorgans der Mitgliedstaaten ein, dessen 
mit allen Vollmachten ausgestattete Vertre-
ter „Gesamtpläne ausarbeiten und Probleme 
lösen sollt

3

en mit dem Ziel einer Koordinierung 
der wirtschaftlichen Entwicklung des sozialisti-
schen Systems." )

Was aus Chruschtschows Plänen geworden ist 
und wie sie durch die geschickte rumänische 
Ausnutzung des chinesisch-sowjetischen Kon-
flikts sabotiert wurden, ist oft genug geschil-
dert worden und bedarf hier keiner Wieder-
holung. Es genügt zu sagen, daß Chru-
schtschow ein Jahr nach der Aufnahme seines 
Kampfes für eine supranationale Planungs-
behörde gezwungen wurde, diesen Kampf ab-
zubrechen. Eine weitere COMECON-Gipfel-
konferenz im Juli 1963 schloß mit einem Kom-
munique ab, in dem nicht nur nichts von einer 
Zentralplanung erwähnt, sondern den Rumä-
nen — stillschweigend — auch das Recht zu-
gestanden wurde, ihr umfangreiches Industrie-
programm durchzuführen. Das Thema wurde 
öffentlich nicht wieder aufgegriffen. Es scheint 
jedoch eher auf die lange Bank geschoben als 
völlig aufgegeben worden zu sein. Die Heftig-
keit, mit der die Rumänen fast ein Jahr später 
in ihrer April-Erklärung diese und jedwede 
anderen, die nationale Souveräntiät ein-
schränkenden 4 ) Pläne einer wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit von sich wiesen, mag eine 
Folge ihrer Befürchtung gewesen sein, daß 
diese Idee wieder aufgegriffen werden könnte.

3) TASS, 19. November 1962.
4) Scinteia, 26. April 1964.



Auch ihre heftige Reaktion aus die Vorschläge 
des sowjetischen Geographen E. B. Walew 
für ein wirtschaftlich integriertes Gebiet in 
Südosteuropa, dem ein Teil der Ukraine und 

große Teile Bulgariens und Rumäniens ange-
hören 

5

sollten, deutete auf eine noch immer 
vorhandene Empfindlichkeit in diesem Punkte 
hin ).

Politische Schwierigkeiten mit Osteuropa

In den zwölf Monaten vor seinem Sturz be-
mühte sich Chruschtschow hauptsächlich um 
die Organisierung einer Konferenz der kom-
munistischen Parteien mit dem Ziel, China 
aus der Weltbewegung auszuschließen. Auch 
diese Frage bereitete ihm in Osteuropa 
Schwierigkeiten. Die Starrköpfigkeit der Ru-
mänen hinsichtlich des „Grundsatzes der Ex-
kommunizierung", wie es in der April-Erklä-
rung heißt, ist bekannt. Aber es gab auch noch 
andere, die sich widersetzten oder die Sache 
verschleppten. Obwohl die Jugoslawen nicht 
unmittelbar betroffen waren, zögerten sie, 
Chruschtschow zu unterstützen. Auch Go-
mulka war gegen eine Wiederbelebung des 
Grundsatzes der „Exkommunizierung". Zwar 
stimmte er einer internationalen Konferenz zu, 
stellte aber Bedingungen, die eine Aufschie-
bung auf unabsehbare Zeit bedeutet hätte. Als 
Chruschtschow stürzte, hatte Gomulka sich 
noch nicht zu dem Vorschlag der sowjetischen 
Partei, eine vorbereitende Konferenz der 
26 Parteien im Dezember 1964 in Moskau ab-
zuhalten, geäußert. Selbst Kadar in Ungarn, 
dessen enge Beziehungen und Treue zu Chru-
schtschow allgemein bekannt waren, stimmte 
einer Weltkonferenz nur zögernd zu; erst der 
persönliche Besuch des sowjetischen Führers 
hatte ihn zu einem Entschluß gelangen lassen. 
Nur die Ostdeutschen, die Bulgaren und die 
Tschechen haben Chruschtschow sofort unter-
stützt. Das Beispiel Rumäniens und der Ein-
fluß der italienischen Kommunisten waren 
jetzt zu wichtigen Faktoren geworden, mit 
denen in Osteuropa gerechnet werden mußte.

Enttäuscht, weil es ihm nicht gelungen war, 
alle osteuropäischen Staaten mitzureißen, kam 
Chruschtschow, den auch die herrschende Un-
einigkeit beunruhigte, wieder auf den Gedan-
ken irgendeiner politischen Organisation zu-
rück — auf den Vorschlag, den er 1957 nur zö-
gernd vorgebracht hatte. Bei einer S

6

itzung des 
Plenums des Zentralkomitees im Februar 1964 
verbreitete sich Suslow eingehend über die 
Notwendigkeit einer „allgemeinen proletari-
schen Disziplin". Seine Rede wurde erst am 
3. April in der Prawda veröffentlicht. Am glei-
chen Tage erklärte Chruschtschow während 
eines Aufenthalts in Ungarn: „Es wäre offen-
sichtlich zweckmäßig, die Frage der organisa-
torischen Formen zur Verbesserung des stän-
digen Gedankenaustauschs und die Frage der 
Koordinierung der Außenpolitik zwischen 
den Mitgliedern des COMECON und den Mit-
gliedern des Warschauer Paktes gemeinsam zu 
erörtern." )

So wurden die Osteuropäer innerhalb von 
24 Stunden von Suslow auf die Notwendigkeit 
größerer proletarischer Disziplin und von 
Chruschtschow auf ein Mittel zu ihrer Ver-
wirklichung hingewiesen. Diese Vorschläge 
gefielen den Osteuropäern aber offenbar 
nicht. Die italienischen Kommunisten prote-
stierten sofort, die Polen schlossen sich alsbald 
an7). Selbst von stark prosowjetischen Par-
teien, wie der bulgarischen, der tschechoslo-
wakischen und der ostdeutschen, kam keine 
positive Antwort. Togliattis Denkschrift vom 
September 1964, die die Errichtung neuer in-
ternationaler Organe ablehnte, entsprach den 
neuen Strömungen in Osteuorpa sehr viel 
mehr.

5) Viata Economica, 12. Juni 1964.
6) Nepszabadsag, 4. April 1964.
7) Trybuna Ludu, 11. April 1964.

Sowjetischer Autoritätsverlust

Chruschtschow wurde im Oktober 1964 ge-
stürzt. Er hinterließ ein Vermächtnis ungelö-
ster Probleme. Ehe ich nun schildere, wie seine 
Nachfolger auf diese Probleme reagierten, 
lohnt es sich, die Hauptgründe kurz zu erör-
tern, die zum Sturz führten. Sie sollten sowohl 

in äußeren Faktoren als auch in der Entwick-
lung innerhalb der osteuropäischen Staaten 
selbst gesucht werden.



Verallgemeinerungen sind gefährlich, weil die 
äußeren Faktoren sich in den verschiedenen 
Ländern weder im gleichen Maße noch in der 
gleichen Weise auswirkten; auch die in-
nerpolitische Entwicklung war im ganzen Ge-
biet durchaus nicht einheitlich. Man kann je-
doch — ohne allzu sehr zu vereinfachen — 
sagen, daß der wichtigste äußere Faktor der 
chinesisch-sowjetische Konflikt war. Er machte 
es Albanien möglich, der Sowjetunion zu trot-
zen und sich ganz von ihr zu lösen, und er-
möglichte es Rumänien, sich vorsichtig, aber 
entschlossen von der sowjetischen Bevormun-
dung zu befreien. Damit gab Rumänien ein 
Beispiel, dem andere folgen konnten. Auch 
hierüber ist so viel gesagt worden, daß eine 
ausführliche Schilderung nicht nötig ist. Es 
genügt zu betonen, daß eine der wichtigsten 
Folgen des chinesisch-sowjetischen Konflikts 
ein sowjetischer Prestige- und Autoriätsver-
lust in ganz Osteuropa war — ein Verlust, der 
durch das Debakel in Kuba im Jahre 1962 noch 
beschleunigt wurde.

Die Entspannung zwischen Ost und West, de-
ren Verfolgung Chruschtschow in seinen Be-
ziehungen zu Peking so teuer zu stehen ge-
kommen war, untergrub auch seine Herrschaft 
in Osteuropa. Damit wurde jene Konfrontation 
der Kräfte gemindert, die die allgemeine 
Feindseligkeit in der Welt und die Kriegs-
gefahr hervorgerufen hatte. Darüber hinaus 
spielte die beginnende positive Haltung 
des Westens gegenüber Osteuropa, die sich 
an die Spielregeln des „friedliche Koexistenz" 
genannten heftigen Konkurrenzkampfs hielt, 
eine zwar kleine, aber bedeutsamer werdende 
Rolle.
Natürlich wäre keiner dieser äußeren Faktoren 
besonders ins Gewicht gefallen, hätten nicht 

die Vorbedingungen bestanden, um sie aus-
zunutzen. In dieser Hinsicht war die innen-
politische Entwicklung in den osteuropäischen 
Ländern von entscheidender Bedeutung. Es 
hatte stets zu Chruschtschows Politik gehört, 
diesen Ländern ein hohes Maß innerer Auto-
nomie zu gewähren. Auch bevorzugte er die 
Regimes, die sich so eng wie möglich mit den 
von ihnen beherrschten Völkern identifizier-
ten. Diese Politik wirkte sich jedoch trotz ihrer 
vordergründigen Vorteile gegen die Interes-
sen der Sowjetunion aus. Auch hier unter-
schätzte Chruschtschow die Stärke des Natio-
nalismus. Da der Nationalismus noch immer 
die stärkste Kraft in ganz Osteuropa war, 
mußte jedes Regime, das sich mit der Bevölke-
rung identifizieren wollte, ihn sich bis zu 
einem gewissen Grade zu eigen machen. Das 
taten nicht alle Regimes: die Bulgaren wollten 
es nicht und die Ostdeutschen konnten es 
nicht. Aber die anderen taten es, wenn auch 
in sehr verschiedenem Umfang, und diese 
nationalistische Haltung konnte, selbst wenn 
sie nicht antisowjetisch gemeint war, in Ost-
europa kaum anders als antisowjetisch ver-
standen werden. In Rumänien zum Beispiel 
bildeten die antisowjetischen Schritte und Ge-
sten einen wesentlichen Bestandteil des Na-
tionalismus des Regimes. In Polen hingegen 
hatte Gomulka stets betont, daß sein Natio-
nalismus nichts mit Antisowjetismus zu tun 
habe, und er hat sich immer bemüht, die alten 
antirussischen Gefühle des polnischen Volkes 
einzudämmen. Aber Gomulkas Nationalismus, 
obwohl inzwischen stark verwässert, hat ge-
legentlich zu Meinungsverschiedenheiten mit 
Moskau geführt, die sich unweigerlich zum 
Nachteil der sowjetischen Position und Au-
torität auswirkten.

Neues Selbstvertrauen der osteuropäischen Elite

Beinahe ebenso wichtig war das wachsende 
Selbstvertrauen der neuen Elite in den ost-
europäischen Ländern. Ihnen war eingeimpft 
worden, daß das sowjetische Beispiel in allen 
Dingen nachahmenswert sei — eine These, der 
viele von Anfang an skeptisch gegenüber-
gestanden hatten. Je sicherer sie im Sattel 
saßen und je mehr sie sich ihrer eigenen Be-
deutung bewußt wurden, um so ungeduldiger 
wurden sie gegenüber der sowjetischen Bevor-
mundung. Diese Ungeduld wurde durch zwei 
Vorgänge nur noch verstärkt: erstens durch 
die Enthüllungen über die stalinistischen Ex-

zesse in der Sowjetunion (später bedeutete 
natürlich Chruschtschows eigener Sturz einen 
weiteren vernichtenden Schlag für das sowjeti-
sche Prestige); zweitens durch die 'Öffnung des 
Fensters zum Westen Ende der fünfziger 
Jahre und dann der Tür Anfang der sechziger 
Jahre. Die Auswirkungen auf die Intellektu-
ellen sind in diesem Zusammenhang nicht so 
wichtig wie die auf die wirtschaftlichen, wis-
senschaftlichen und technischen Kader. Ihnen 
wurde nun Gelegenheit gegeben, Ost und 
West zu vergleichen, und sie wußten, was sie 
mehr beeindruckte. Der Prestigeverlust, den 



die Sowjetunion durch die Enthüllung ihrer 
eigenen inneren Schwächen erlitt, wirkte sich 
in Osteuropa vielleicht ebenso stark aus wie 
der, den sie durch die Rückschläge in der 
Blockpolitik sowie in der Außenpolitik erlitt.

i ' b & ■. r
Die Sowjetunion war nicht mehr Modell und 
nicht mehr anerkannter Bahnbrecher. Daß 

Ostdeutschland und die Tschechoslowakei, die 
stets als die ergebensten Anhänger gegolten 
hatten, im Jahre 1964 weitreichende Pro-
gramme für eine Wirtschaftsreform aufstellen 
konnten, ohne der Sowjetunion den Vortritt 
zu lassen, stellte einen höchst bedeutsamen 
Schritt in der Entwicklung der sowjetisch-
osteuropäischen Beziehungen dar.

Folgen der Absetzung Chruschtschows

Die Absetzung Chruschtschows war ein wei-
terer schwerer Schlag für die sowjetische Po-
sition in Osteuropa. Sie bedeutete das Ver-
schwinden eines Mannes, der trotz aller Fehl-
schläge und Fehler ohne Zweifel d i e über-
ragende Gestalt der kommunistischen Politik 
in Europa gewesen war, eines Mannes, der 
kraft seiner Persönlichkeit und seines An-
sehens als Bremse der zentrifugalen Kräfte 
gewirkt hatte. Ferner enthüllte dieser Vorgang 
erneut die mangelnde Stabilität und die 
Schwäche des Sowjetregimes; das Vertrauen 
zu Moskau wurde noch mehr untergraben. 
Und schließlich wurde Chruschtschows Ab-
setzung in einer Art und Weise durchgeführt, 
die die wachsende Empfindlichkeit der ost-
europäischen Regime verletzen mußte und ein 
auffallendes Beispiel bot für die mangelnde 
Rücksichtnahme der Sowjetunion auf die Ge-
fühle ihrer Verbündeten. Denn die meisten 
von ihnen waren inzwischen nicht mehr Satel-
liten, sondern Verbündete geworden. Chru-
schtschows Sturz rief bei ihnen teils einen 
Schock, teils Zorn hervor, und ihre Reaktionen 
waren für Breschnew und Kossygin eine er-
nüchternde Einführung in die neue Wirklich-
keit der Beziehungen zwischen der Sowjetunion 
und Osteuropa. Lediglich Bulgarien begrüßte 
die Revolution im Kreml in einer Form, die 
den Machthabern gefiel. Sogar Ostdeutschland 
— Satellitenstaat per definitionem — zeigte 
sich beleidigt.

Die Reaktion des tschechoslowakischen Regie-
mes muß die neuen Machthaber besonders be-
eindruckt haben. Moskau hatte den Präsiden-
ten und Ersten Parteisekretär Nowotny stets 
zu den zuverlässigsten osteuropäischen Füh-
rern gerechnet. Jedenfalls hielt er Chru-
schtschow die Treue, aber in den Jahren nach 
1960 war diese Treue nicht die eines hilflosen 
Vasallen, denn die beiden Männer brauchten 
einander. Chruschtschow brauchte Nowotnys 
Unterstützung für seine Block- und Außen-
politik und erhielt sie. Nowotny brauchte 1963 
und 1964 Chruschtschows Unterstützung in 
der Tschechoslowakei selbst — und auch er 
erhielt sie 8). Das war ein Arrangement, aus 
dem beide Nutzen zogen. Nun wurde es im 
Oktober 1964 jäh gelöst. Nowotny zeigte 
seinen Unwillen, indem er sich weigerte, 
den Feierlichkeiten anläßlich des Jahres-
tags der Oktoberrevolution beizuwohnen, die 
ungefähr drei Wochen später in Moskau statt-
fanden. Gewiß, mit der Reise einer wichtigen 
Partei- und Regierungsdelegation in die So-
wjetunion unter seiner Führung wurden wie-
der normale Beziehungen hergestellt, aber er 
hatte Breschnew und Kossygin gewarnt, daß 
mit ihm nicht zu spaßen sei. Die späteren 
tschechisch-sowjetischen Beziehungen deuten 
— ebenso wie die Entwicklung innerhalb der 
Tschechoslowakei selbst — auf eine zuneh-
mende Zurückhaltung seitens des Prager Re-
gimes.

Vorsichtige Taktik der neuen sowjetischen Führung

Von einer neuen Breschnew-Kossygin-Politik 
in Osteuropa zu sprechen, wäre verfrüht. Al-
lerdings scheinen die neuen Machthaber be-
sonderes Gewicht auf die wirtschaftlichen Bin-
dungen zwischen der Sowjetunion und ihren 
Verbündeten zu legen. Das ist vernünftig, 
denn dies ist eine der wenigen Bereiche, in 
denen noch viele Gemeinsamkeiten bestehen.

Die wirtschaftliche Abhängigkeit der osteuro-
päischen Länder von der Sowjetunion ist noch 
immer sehr stark. Die große Publizität, die der 
Entwicklung ihrer wirtschaftlichen Beziehun-
gen zum Westen zuteil geworden ist, sollte

8) Siehe J. F. Brown, Eastern Europe, in: Survey, 
Januar 1965.



nicht darüber hinwegtäuschen, daß die So-
wjetunion die Wirtschaft der osteuropäischen 
Länder noch immer beherrscht, was sich zum 
Beispiel darin ausdrückt, daß der Handels-
verkehr mit der Sowjetunion 42 0/0 des ge-
samten Außenhandels sogar des rebellischen 
Rumäniens ausmacht. Die von den osteuropäi-
schen Regimes mit der Sowjetunion abge-
schlossenen langfristigen Verträge für die Pla-
nungsperiode 1966—70 sehen in den meisten 
Fällen ein starkes Anwachsen des Handels-
volumens vor. Es ist noch zu früh, von einer 
Verlagerung des Handels vom Osten nach 
Westen zu sprechen. Aber wenn man auch die 
wirtschaftliche Abhängigkeit Osteuropas nicht 
übersehen darf, so ist diese Abhängigkeit, wie 
Chruschtschow sehr wohl wußte, keine Ge-
währ für eine sowjetische Kontrolle und kein 
echter Ersatz für jene Art von Einheit, die 
Chruschtschow vergeblich durchzusetzen ver-
suchte.

Im übrigen haben die neuen Sowjetführer sich 
anscheinend bisher damit zufrieden gegeben, 
Auseinandersetzungen zu vermeiden und dem 

Verfall Einhalt zu tun. Ihre bisherigen Ver-
suche, gemeinsame Beratungen abzuhalten — 
das Treffen auf höchster Ebene der War-
schauer-Pakt-Staaten im Januar 1965 und die 
vorbereitende Konferenz von 19 Parteien in 
Moskau im März —, werden sie wohl kaum 
von der Möglichkeit multilateraler Zusam-
menkünfte überzeugt haben..Das erste Treffen 
endete in einer Reihe wenig sinnvoller Ge-
meinplätze, das zweite war eine schwere di-
plomatische und propagandistische Niederlage 
für die Sowjetunion. Um eine öffentliche Zur-
schaustellung der Uneinigkeit und das pein-
liche Eingeständnis des Fehischlagens einer ge-
meinsamen Aktion zu vermeiden, wird Mos-
kau, wie man annehmen darf, in Zukunft zwar 
nicht völlig auf multilaterale Treffen verzich-
ten, sich aber mehr und mehr auf bilaterale 
Beratungen mit den osteuropäischen Re-
gimes verlassen. Die sowjetischen Führer ha-
ben verständlicherweise Chruschtschows Ideen 
über eine neue Kominform anscheinend fallen 
gelassen. Jede solche Form der institutionali-
sierten Einheit kommt in voraussehbarer Zu-
kunft nicht in Frage.

Mangelnde Solidarität in der Vietnam-Frage

Eine internationale Entwicklung, die unter 
normalen Verhältnissen zu einer eindrucks-
vollen Demonstration der Einigkeit hätte füh-
ren müssen, war die amerikanische Luft-
offensive gegen Nordvietnam. Ebenso wie 
eine Atmosphäre internationaler Entspannung 
leicht die Uneinigkeit fördert, hätte umgekehrt 
die Gefährdung dieser Entspannung durch die 
amerikanische Aktion theoretisch dazu beitra-
gen müssen, diese Einigkeit wiederherzustel-
len. Das ist jedoch bezeichnenderweise nicht 
geschehen. Zwar sollte dieser Punkt wegen 
des offensichtlichen Dilemmas, in dem sich 
Moskau hinsichtlich der Vietnamkrise befin-
det, nicht allzu stark betont werden, aber es 
ist dennoch auffallend, daß, obwohl ein kom-
munistisches Land angegriffen wurde, selbst 
das schwächliche sowjetische Angebot, Frei-
willige nach Vietnam zu schicken, in den ost-
europäischen Ländern keine einheitliche po-
sitive Reaktion hervorgerufen hat. Zwar ist 
in eindrucksvoller Weise eine sentimentale 
Solidarität mit Hanoi bekundet worden, aber 
nur Bulgarien und Ungarn sind dem sowjeti-
schen Beispiel, Freiwillige anzubieten, tatsäch-
lich gefolgt. Sollte aber die Sowjetunion die 

Initiative ergreifen und eine direktere mili-
tärische Intervention vorschlagen, so wäre 
Rumänien sicher nicht der einzige Verbündete, 
der sich dagegen sträuben würde 9).

9) Obwohl Rumänien die amerikanische Aktion 
streng verurteilt hat, sind seine eigenen Beziehun-
gen zum Hanoi-Regime offenbar seit einiger Zeit 
gespannt. 1964 fand ein auffallendes Absinken des 
Handels zwischen den beiden Ländern statt — 
von 65,7 Millionen Lei im Jahre 1963 auf 8 Mil-
lionen (New York Times v. 3. Juni 1965}. Im 
Juni 1965 besuchte eine nordvietnamesische Dele-
gation fünf osteuropäische Hauptstädte, aber nicht 
Bukarest. In einem Telegramm an Ceausescu, in 
dem er sich für die rumänischen Grüße zu seinem 
75. Geburtstag bedankte, gab Ho Chi Minh der 
„Hoffnung" Ausdruck, daß die brüderlichen Bezie-
hungen zwischen den beiden Ländern sich weiter-
entwickeln würden (Radio Bukarest am 8. Juni 
1965), während er in den Telegrammen an alle 
anderen osteuropäischen Führer von seiner „Über-
zeugung" in diesem Punkte sprach.

Bis jetzt liegen noch keine eindeutigen Be-
weise dafür vor, daß die Sowjetunion mit 
ihren Verbündeten im Warschauer Pakt 
Schwierigkeiten gehabt hat hinsichtlich ihrer 
Mitgliedschaft oder ihrer Beteiligung an der 



Arbeit der Paktorganisation. Alle Mitglied-
staaten sind inzwischen sämtlich mit Boden-
Boden-Raketen ausgerüstet worden, und im 
Mai 1965 wurde eine Konferenz der Verteidi-
gungsminister der Mitgliedstaaten abgehalten. 

Aber der Vorschlag einer gemeinsamen mili-
tärischen Aktion würde zu einer po

10

litischen 
Frage erster Ordnung werden, bei der die So-
wjetunion kaum mit einer unzweideutigen und 
einheitlichen Reaktion rechnen könnte ).

Jüngste Entwicklungen in den sowjetisch-osteuropäischen Beziehungen

In einigen Gebieten Osteuropas setzen Bre-
schnew und Kossygin Chruschtschows Politik 
anscheinend fort, während sie sie in anderen 
fallen lassen oder modifizieren. Einer der par-
tiellen Erfolge Chruschtschows in den letzten 
Jahren seiner Herrschaft war die Annäherung 
an Jugoslawien. Innere Schwäche und Un-
sicherheit hatten Tito gezwungen, seine Be-
ziehungen zur Sowjetunion und zu den ost-
europäischen Regimes zu verbessern. Er be-
suchte Chruschtschow im Juni 1964, und im 
folgenden September wurde bekanntgegeben, 
daß Jugoslawien sich in irgendeiner Form dem 
COMECON anschließen werde. Breschnew und 
Kossygin ist es offenbar gelungen, Tito davon 
zu überzeugen, daß seine Befürchtungen hin-
sichtlich der sowjetischen Politik nach Chru-
schtschows Sturz unberechtigt seien, denn der 
Besuch des jugoslawischen Führers in Moskau 
im Juni 1965 zeichnete sich durch große Herz-
lichkeit auf beiden Seiten aus. Im Falle Ju-
goslawiens ist also die Kontinuität gewahrt 
worden. Im Falle Ostdeutschlands hingegen 
hat eine Veränderung stattgefunden, die für 
Ulbricht höchst befriedigend war. Chru-
schtschow hat zwar nie versucht, die „DDR" 
zu schwächen oder ihren Führer fallen zu 
lassen, aber seine Schritte im Jahre 1964 in 

Richtung auf eine Annäherung an Bonn haben 
in Pankow sicherlich Bestürzung hervorgeru-
fen. Seine Nachfolger haben diese Maßnah-
men aufgegeben; sie sind offenbar bemüht, 
Ulbricht zu beruh
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igen und haben auch darauf 
gedrängt, daß die wachsenden Handelsbezie-
hungen zwischen den osteuropäischen Staaten 
und der Bundesrepublik nicht auf Kosten Ost-
deutschlands gehen sollten ). Es hat jedoch 
in jüngster Zeit Anzeichen dafür gegeben, daß 
Moskau sich wieder für bessere Beziehungen 
zu Bonn interessiert; nun muß abgewartet 
werden, wie Pankow darauf reagiert.

Im Falle Albaniens haben die neuen Führer 
anscheinend vergeblich versucht, die Bezie-
hungen zu verbessern. Radio Moskaus Sen-
dungen nach Albanien sind im Ton viel maß-
voller gewesen als meistens unter Chru-
schtschow, und die Sowjetunion erklärte sich 
— wahrscheinlich auf Vorschlag Polens — da-
mit einverstanden, Albanien zu einer Zusam-
menkunft der Warschauer Pakt-Staaten im 
Januar 1965 einzuladen. Die Antwort war eine 
Flut von Beschimpfungen aus Tirana, die jede 
Hoffnung auf eine Normalisierung der Bezie-
hungen zunichte machte 12). Die Beziehungen 
zu Ungarn haben sich seit ihrem Tiefpunkt un-
mittelbar nach Chruschtschows Sturz, als Ka-
dar seinen alten Freund und Beschützer offener 
als alle anderen verteidigte, erheblich gebes-
sert. Aber die Ungarn haben deutlicher als 
jemals unter Chruschtschow zu verstehen 
gegeben, daß die Sowjetunion nicht mehr der 
Mittelpunkt ist, von dem alle Anregungen 
kommen müssen. Die Beziehungen zur Tsche-
choslowakei sind, wie bereits dargelegt, kor-
rekt, aber kühler als zu Chruschtschows 
Zeiten.

10) Die Zusammenkünfte des Oberbefehlshabers des 
Warschauer Paktes Marschall Gretschko mit dem 
rumänischen Premierminister Maurer (24. Mai) und 
mit Parteiführer Ceausescu (16. Juni) mögen auf 
Schwierigkeiten mit Rumänien innerhalb des War-
schauer Paktes hindeuten. Ferner muß auf Art. 43 
der neuen rumänischen Verfassung hingewiesen 
werden, der vorsieht, daß der Kriegszustand nur 
im Falle einer Aggression gegen Rumänien oder 
gegen Verbündete, mit denen Rumänien eine ge-
genseitige Beistandsverpflichtung vereinbart hat, 
erklärt werden könne, „wenn die Situation eintritt, 
auf der die Verpflichtung, den Kriegszustand zu 
erklären, beruht". Diese Bedingung, die in der 
alten Verfassung nicht enthalten war, mag die 
Sorge Rumäniens widerspiegeln, in einen ihm un-
erwünschten Konflikt hineingezwungen zu werden. 
Aber Gretschkos Gespräche sowie diese neue Be-
dingung sind kein genügender Beweis, um irgend-
welche Schlüsse außer reinen Spekulationen zuzu-
lassen.

11) Siehe den Aufsatz von Sanakojew in 
Meshdunarodnaja Shisn, Nr. 5, 1965.
12) Zeri i Popullit, 2. Februar 1965.

Besondere Aufmerksamkeit verdienen die Be-
ziehungen zu Polen, Rumänien und Bulgarien, 
da alle drei Länder im Augenblick besonders 
wichtig sind.



Polen: starke Position

Die besondere Beziehung, die zwischen Gomul-
kas Polen und Chruschtschow bestand, scheint 
unter seinen Nachfolgern weiterhin zu beste-
hen. Weniger als zwei Wochen nach Chru-
schtschows Sturz trafen die neuen Führer mit 
Gomulka und Premierminister Cyankiewicz 
auf polnischem Gebiet zusammen. Unmittel-
bar nach der Konferenz der Warschauer Pakt-
Staaten in Warschau im Januar 1965 kamen 
die vier Männer in der Nähe der Masurischen 
Seen zu Beratungen zusammen. Im April be-
suchte eine sowjetische Delegation unter Füh-
rung von Breschnew Warschau. Es lag den 
neuen Führern offensichtlich daran, die Furcht 
vor etwaigen grundsätzlichen Veränderungen 
zu zerstreuen, und sie waren offenbar bereit, 
Gomulkas Rat anzuhören. Die Aufmerksam-
keit, die Gomulka zuteil wurde, verriet die 
ernste Sorge der Sowjets hinsichtlich der Hal-
tung Polens zum Führungswechsel in Moskau. 
Diese Aufmerksamkeit beruhte nicht nur auf 
Achtung vor Gomulka und seinem Einfluß in 
Osteuropa, sondern bewies erneut, daß sich 
die Sowjets der Bedeutung Polens für ihre ge-
samte europäische Politik und Strategie be-
wußt sind. Ostdeutschland, die Tschechoslo-
wakei und Polen bilden eine nördliche Staaten-
gruppe in Osteuropa, die den größeren Teil 
der Industrie des gesamten Gebiets und weit 
über die Hälfte seiner Bevölkerung umfaßt; 
diese Gruppe ist für die Sowjetunion viel 
wichtiger als die südliche Staatengruppe. Diese 
besteht aus den Balkanländern, während Un-

gärn das Bindeglied zwischen beiden Gruppen 
bildet. Die strategische Position Polens in der 
nördlichen Gruppe ist von größter Bedeutung, 
denn Polen stellt die militärische und wirt-
schaftliche Verbindung zwischen der Sowjet-
union und Ostdeutschland dar. Der Abfall Po-
lens oder eine gefährliche Bekundung der Un-
abhängigkeit, auch nur nach rumänischem 
oder gar jugoslawischen Muster, würde die 
sowjetische Position in Mitteleuropa schwä-
chen und geradezu die Existenz des ostdeut-
schen Staates gefährden. Natürlich ist kaum 
anzunehmen, daß Gomulka zu viel Unabhän-
gigkeitsdrang entfaltet oder gar abfällt. Polens 
geographische Lage ist eher ein Handicap als 
ein Vorteil. Die Sowjetunion ist noch immer 
der Garant der polnischen Westgrenze, und die 
Wirtschaft Polens ist so schwach, daß Gomulka 
stets bereit gewesen ist, ein gut Teil Unab-
hängigkeit für die Vorteile zu opfern, die nach 
seiner Meinung eine wirtschaftliche Integra-
tion bringen könnte. Aber er besitzt unter 
Verhältnissen, die im großen und ganzen we-
nig beneidenswert sind, einen gewissen Ver-
handlungsspielraum. Das weiß er und das wis-
sen auch die Sowjets. Daher die besondere 
Stellung, die sie ihm eingeräumt haben. Was 
für Polen zutrifft, trifft auch in geringerem 
Maße für die Tschechoslowakei zu; deshalb 
ist Moskaus Reaktion auf den neuen Kurs, 
den Nowotny zu steuern scheint, von besonde-
rem Interesse.

Die nördliche Staatengruppe hat im ganzen 
gesehen fest zur Sowjetunion gehalten. Die 
südliche, die zwar weniger wichtig, aber immer 
noch von großem Wert ist, hat verheerende 
Einbrüche erlitten. Erst fiel Jugoslawien, dann 
Albanien ganz ab, und in jüngster Zeit ist Ru-
mänien zu einem zweifelhaften Element gewor-
den. Wenn die neuen Führer je gehofft haben, 
daß der Sturz Chruschtschows die Kluft zwi-
schen Moskau und Bukarest überbrücken würde, 
so muß diese Hoffnung bald zerstört worden 
sein. Chruschtschows Sturz unterstrich nur 
den Sieg Rumäniens. Wenn sie ferner gehofft 
haben sollten, daß der Tod Georgiu-Dejs ihrer 
Sache dienlich sein würde, so müssen sie auch 
darin enttäuscht worden sein. Der Nationalis-
mus des neuen rumänischen Parteiführers 
Ceausescu ist, wenn möglich, noch militanter

Rumänien: selbständiger Kurs

als der Dejs. Seit Oktober 1964 haben die So-
wjetführer Rumänien gegenüber eine Politik 
„sanfter Vernunft" verfolgt, ja ihm geradezu 
die andere Backe hingehalten. Sie haben jeden 
Schritt vermieden, der die Beziehungen ver-
schlechtern könnte. Die Anwesenheit Bre-
schnews beim rumänischen Parteitag im Juli 
1965 sowie die freundliche Rede, die er dort 
hielt, waren eindeutig als versöhnliche Geste 
gemeint. Die Rumänen haben sich ihrerseits 
sehr korrekt verhalten, aber keinerlei Anzei-
chen für einen Widerruf erkennen lassen. Ja, 
es gelang ihnen sogar auf dem Parteitag, eine 
marxistisch-leninistische Rechtfertigung für 
ihren selbständigen Kurs vorzulegen.

Die Verschlechterung der Beziehungen zu Ru-
mänien ist wahrscheinlich ein Grund gewesen, 
warum die Sowjetunion sowohl unter der al-



ten wie unter der neuen Führung ein besseres 
Verhältnis zu Jugoslawien angestrebt hat. Die 
äußerst freundlichen Beziehungen zwischen 
Georgiu-Dej und Tito Ende 1963 und in der 
ersten Hälfte des Jahres 1964 blieben in Mos-
kau nicht unbemerkt. Die Errichtung einer 
Achse Belgrad-Bukarest hätte die Isolierung 
Bulgariens bedeutet, des einzigen noch übrig-
gebliebenen Verbündeten der Sowjetunion 
auf dem Balkan. Die sowjetischen Bemühun-

Bulgarien: schwaches Regime

Durch die Verschlechterung der sowjetischen 
Position auf dem Balkan ist Bulgarien für 
Rußland jetzt wichtiger als je zuvor seit 1945. 
Bulgariens strategische Bedeutung als Außen-
posten, der an zwei unzuverlässige Verbün-
dete des Westens — Griechenland und die 
Türkei — angrenzt, war allgemein anerkannt. 
Aber zur Zeit ist Bulgarien der einzige Staat 
in ganz Südosteuropa, auf den sich die So-
wjetunion ganz verlassen kann. Bis jetzt ist 
das bulgarische Regime — im wesentlichen 
wegen seiner eigenen Schwäche — von uner-
schütterlicher Treue gewesen. Die Sowjets 
haben die Treue akzeptiert und die Schwäche 

gen, das zu verhindern, haben anscheinend 
Erfolg gehabt. Während Titos Besuch in Lenin-
grad im Juni 1964 hat Chruschtschow ihm viel-
leicht nahegelegt, daß eine allzu enge Ver-
bindung mit Georgiu-Dej nicht ratsam sei. 
Obwohl die späteren rumänisch-jugoslawi-
schen Beziehungen sehr gut blieben, haben sie 
sich nicht mehr so rasch weiterentwickelt wie 
bisher. Moskau ist für Belgrad im Augenblick 
wichtiger als Bukarest13 ).

13) Die Einladung Bulgariens an Ceausescu und an 
Tito, im September nach Sofia zu kommen, wird 
die Isolierung Bulgariens unter seinen kommu-
stischen Nachbarn auf dem Balkan mildern.
14) Siehe J. F. Brown, The Bulgarian Plot, in: The 
World Today, Juni 1965.

und Unfähigkeit bewußt übersehen. Aber im 
April 1965 wurde in Sofia eine Verschwörung 
aufgedeckt, deren Beweggründe in einer star-
ken Unzufriedenheit mit der Unterwürfigkeit 
des Schiwkow-Regimes gegenüber Moskau 
lagen14 ). Die Verschwörung hatte nie eine 
Chance, zum Putsch zu werden; ihre Führer 
hatten keinen großen Einfluß. Moskau hielt es 
jedoch für angebracht, einen so maßgeblichen 
Mann wie Suslow hinzuschicken, um die Sache 
an Ort und Stelle zu untersuchen. Das war 
Moskaus Art, jedem zu sagen, Bulgarien sei 
ein Interessengebiet, das die Sowjetunion zu 
halten entschlossen sei.

Defensivpolitik der Sowjets

„Halten, was wir haben", scheint überhaupt 
die Politik des Breschnew-Kossygin-Regimes 
für Osteuropa zu sein. Es ist eine negative, 
defensive Politik, die vielleicht nur für den 
Übergang gedacht ist. Aber es ist schwer vor-
stellbar, wie sie mit Erfolg durch eine posi-
tivere ersetzt werden kann. Die Sowjetunion 
wird auf Jahre hinaus der wichtigste Einzel-
faktor in der osteuropäischen Politik bleiben, 
aber ihre Führungsrolle ist bereits stark an-
geschlagen. Die Wiederherstellung dieser 
Rolle scheint kaum mehr möglich zu sein. Nun 
muß abgewartet werden, ob Breschnew und 

Kossygin oder etwaige künftige Führer das 
Wagnis auf sich nehmen und versuchen wer-
den, die Führungsrolle wiederherzustellen, 
oder ob sie den Weg des geringsten Wider-
standes wählen und aus einer jetzt schon sehr 
unbefriedigenden Situation das Beste machen.



Uri Ra'anan

Die sowjetische Taktik in der Dritten Welt
■ c-

Widersprüche in der Strategie und Taktik Moskaus

Fast alles, was bisher über die sowjetische 
Einstellung zur „Dritten Welt" geschrieben 
worden ist, hat diese beinahe ausschließlich im 
Lichte des chinesisch-sowjetischen Konflikts 
betrachtet, als seien Rußlands Schwierigkeiten 
nur auf die militante Haltung Pekings zurück-
zuführen. Trotz der auf der Hand liegenden 
Gefahren, die Maos Politik heraufbeschworen 
hat, beruhen jedoch die Probleme, mit denen 
sich die Sowjetführer in den letzten drei bis 
vier Jahren hinsichtlich ihrer Beziehungen zu 
diesen Ländern herumschlagen mußten, im 
Grunde auf den Widersprüchen in der Stra-
tegie und Taktik Moskaus selbst.

Moskau sieht dies nicht als eine Sache von 
geringer Bedeutung an und kann es auch nicht 
so ansehen. Die UdSSR ist bestrebt, das vom 
thermo-nuklearen Zeitalter auferzwungene 
globale Patt zu überwinden und hält, wie wir 
zu zeigen versuchen wollen, die „Dritte Welt" 
für einen entscheidenden Schauplatz und die 
„nationale Befreiungsbewegung" für eine der 
entscheidenden Kräfte in diesem Bemühen. 
Ferner ist Moskau der Ansicht, daß die gegen-
wärtige Phase für einen größeren Durchbruch, 
für eine Änderung im Gleichgewicht der Kräfte 
günstig sei. Die Prawda vom 19. Dezember 1964 
erklärte: „Die objektiven Verhältnisse (in 
Afrika, Asien und Lateinamerika) steuern jetzt 
rasch auf eine weitere Verschärfung der äuße-
ren und inneren Widersprüche des Imperialis-
mus, auf das Voranschreiten der linken revo-
lutionären Kräfte zu." An dieser Einstellung 
hält Moskau grundsätzlich fest, auch wenn die 
jüngsten Ereignisse in Vietnam den sowjeti-
schen Optimismus ein wenig gedämpft haben. 
Da sich nach Ansicht der Russen einmalige 
Gelegenheiten bieten könnten, die sie zu ver-
säumen fürchten, ist es nach wie vor besonders 
wichtig und dringlich, zu versuchen, ein in sich 
geschlossenes und realistisches taktisches Kon-

zept zur Ausnutzung der gegenwärtigen Kon-
stellation in der Dritten Welt zu entwickeln.

Die nähere Betrachtung der sowjetischen Be-
mühungen der letzten Jahre zeigt allerdings, 
daß für eine bewußte Wahl nicht viel Raum 
vorhanden gewesen ist; die wissenschaftliche 
und militärische Entwicklung hat die Metho-
den, deren sich eine Großmacht ohne Gefahr 
bedienen kann, drastisch eingeschränkt. Das 
bezieht sich nicht auf die Taktik allein. Auch 
der Entschluß selbst, die Dritte Welt zum be-
sonderen Ziel der Sowjetpolitik zu machen, ist 
weitgehend von den Verhältnissen diktiert 
worden. Das wird sofort deutlich, wenn man 
sich die Entwicklung der sowjetischen Vor-
stellung von der friedlichen Koexistenz vor 
Augen führt.

In ihren frühesten Stadien hat die friedliche 
Koexistenz unter Malenkow und Chru-
schtschow vielleicht nicht viel mehr als die Ein-
sicht bedeutet, daß eine direkte bewaffnete 
Auseinandersetzung zwischen West und Ost im 
thermo-nuklearen Zeitalter Konsequenzen ha-
ben würde, die für die UdSSR ebenso wie für 
die übrige Welt untragbar wären und deshalb 
vermieden werden müßten. Es zeigte sich je-
doch rasch, daß dieser Gedanke schädlich sein 
könnte, wenn er die gesamte politische und 
paramilitärische Initiative der Sowjets hemmte 
oder lähmte. Ein solches Ergebnis wäre für die 
sowjetische Elite, die noch immer von der „re-
volutionären Dynamik" sprach, natürlich unan-
genehm gewesen und hätte außerdem bedeu-
tet, daß Rußland die Führung aller militanten 
Bewegungen außerhalb des Blocks Peking 
hätte überlassen müssen. Die Sowjetführer 
hielten es daher für unumgänglich, eine Stra-
tegie zu entwickeln, die eine unterschiedliche 
Handhabung der friedlichen Koexistenz er-
laubte, damit wenigstens in einigen Teilen der 
Welt sowjetische Offensivaktionen weiterhin 
möglich blieben.



Status quo in der nördlichen Hemisphäre 
— Dynamik in der Dritten Welt

Welche Gebiete sich für eine dynamische und 
welche sich für eine statische Politik eigneten, 
lag auf der Hand. Dort, wo sich die Streitkräfte 
der atomaren Gegner nahe gegenüberstanden 
— wie in Europa und Teilen des Fernen 
Ostens —, ließ die Angst vor einer Massenver-
nichtung den Sowjets kaum eine Wahl. Dort 
war nur eine Politik des Status quo möglich. 
(Das galt sogar, wie die Russen rasch entdeck-
ten, für eine Enklave wie West-Berlin.) In Ge-
bieten hingegen, in denen es keine unmittel-
bare Konfrontation gab, wie zum Beispiel in 
der Dritten Welt, schien es durchaus möglich, 
die sowjetische Offensive fortzusetzen. In 
Afro-Asien waren die Streitkräfte der großen 
Gegner durch gewaltige Entfernungen getrennt, 
und in den meisten Fällen war weder der 
Osten noch der Westen durch formelle Ver-
träge verpflichtet, örtlichen Gruppierungen 
automatisch zu Hilfe zu eilen. Der wenig sta-
bile internationale Status der Dritten Welt so-
wie ihre interne Struktur (schwache und wenig 
gefestigte Regime herrschen vor) machten sie 
für die Sowjets zu einem idealen Gebiet, um 
ohne allzu große Gefahr möglicherweise be-
deutsame Fortschritte zu erzielen. In den 
Augen der Sowjets lief die friedliche Koexi-
stenz schließlich in der nördlichen Hemisphäre 
auf Stillstand, in der südlichen auf eine dyna-
sche, offensive Politik hinaus.

Dies zur Strategie; was die Taktik anging, so 
verstand es sich von selbst, daß die erfolg-
reiche Durchführung dieser Politik einen hohen 
Grad von Geschicklichkeit verlangte. Bei ihrer 
Offensive in Afro-Asien mußte die UdSSR so 
vorgehen, daß jede Herausforderung einer 
westlichen Intervention größeren Umfangs 
vermieden wurde. Schließlich war es Moskaus 
Ziel, dem Westen alle Stützpunkte zu nehmen 
— und nicht, die Westmächte durch eigene Ak-
tionen erst recht zum Bleiben zu zwingen. 
Wenn die Sowjetführer diese Bedingungen 
nicht erfüllten oder wenn unvorsichtige so-
wjetische Schritte massive Gegenmaßnahmen 
des Westens hervorriefen, hätte man die Dritte 
Welt nicht mehr als ein eindeutig zur einen 
oder anderen Seite gehörendes Gebiet bezeich-
nen können. Ja, sie wäre dann keine Dritte 
Welt mehr gewesen. Die festgefrorenen Gren-
zen in Europa und im Nordpazifik würden sich 
dann in den südlichen Teil der Welt verlän-
gern, und es gäbe keine Gebiete mehr, in de-
nen die atomaren Gegner sich nicht von Ange-
sicht zu Angesicht gegenüberstünden. Dann 
würde das atomare Patt die sowjetische Initia-
tive überall lähmen und Peking würde die un-
geschmälerte Führung der militanten Elemente 
zufallen. So würde die UdSSR durch man-
gelnde Zurückhaltung oder offene Provokation 
des Westens lediglich ihre eigenen Ziele 
durchkreuzen.

Aktionsplan für die Offensive

Um das zu vermeiden, entwarf die Sowjet-
union zwei Leitgedanken für einen Vorstoß 
in die Dritte Welt: a) da eine westliche Gegen-
aktion am wahrscheinlichsten durch die tat-
sächliche Gegenwart der UdSSR in Afro-Asien 
hervorgerufen werden würde, war es unerläß-
lich, nicht direkt, sondern wo immer möglich 
mittelbar durch Helfer vorzugehen; b) bei 
einem solchen indirekten Vorgehen aber war 
es besonders wichtig, eine strenge sowjetische 
Kontrolle über jedes Stadium der sich entfal-
tenden Offensive zu üben, um unliebsame Zu-
fälle zu verhindern oder eine Ausweitung 
rechtzeitig zum Stillstand zu bringen.

Was die Durchführung einer solchen Politik 
betrifft, so zeigen verschiedene eindeutige so-
wjetische Erklärungen (Leitartikel in den Zeit-

schriften Kommunist, Nr. 3, 1965, International 
Aifairs, Nr. 12, 1964, Prawda vom 19. und 
26. Dezember 1964), daß diese taktischen Vor-
stellungen zu einer Art Leitfaden für die Praxis 
zusammengefaßt worden sind. Offenbar davon 
ausgehend, daß der chinesisch-sowjetische 
Konflikt immer noch überwunden werden 
könne oder im Zuge einer kommunistischen 
Offensive zumindest nicht offen auszubrechen 
brauche, stellte Moskau eine Reihe von The-
sen auf. Die Dritte Welt wurde zum Schauplatz 
einer Offensive bestimmt, die von einer ge-
einten Front der kommunistischen Länder (mit 
oder ohne China), der kommunistischen Par-
teien des Westens und der „nationalen Befrei-
ungsbewegungen" eingeleitet werden solle. 
(Letztere wurden unterteilt in 1. aufrührerische



Kräfte in kolonialen oder unzufriedenen Ge-
bieten und 2. militante oder expansionshung-
rige Regimes in den erst seit kurzem unabhän-
gigen Ländern.) Jedem dieser Elemente wur-
den fest umrissene Aufgaben zugeteilt, wobei 
die UdSSR die nach außen hin aktive Rolle

Die UdSSR und ihre osteuropäischen Verbün-
deten sollten den Westen durch eine geeignete 
Mischung bewaffneter Abschreckung und en-
gerer zweiseitiger Beziehungen in Schach hal-
ten und dabei gleichzeitig die radikalen Re-
gimes der Dritten Welt politisch ermutigen 
und militärisch und wirtschaftlich unterstützen 
sowie den Aufrührern gegen prowestliche oder 
koloniale Regierungen indirekte Hilfe gewäh-
ren. Moskau wird vielleicht gehofft haben, 
daß eine allgemeine Entspannung der Bezie-
hungen zwischen den Großmächten die Wahr-
scheinlichkeit einer massiven westlichen Reak-
tion auf die Entwicklung in der Dritten Welt 
mindern würde. Diese Richtlinien erhoben 
nicht den Anspruch, ein ausgearbeiteter Plan 
zu sein, sondern versuchten nur, die revolu-
tionäre Dynamik mit den Forderungen der rau-
hen Wirklichkeit zu vereinen. So wiesen die 
sowjetischen Veröffentlichungen deutlich auf 
die Gründe hin, warum die UdSSR sich an die 
streng begrenzte Aufgabe halten müsse, die 
Macht des Westens durch politische Mittel zu 
neutralisieren und die Austragung des eigent-
lichen Kampfes anderen zu überlassen. Ganz 
abgesehen von den verheerenden Folgen eines 
Zusammenstoßes zwischen Ost und West, 
dürfte man, so erklärte Moskau seinen Lesern 
warnend, die Vorherrschaft der gemäßigten 
Elemente im Westen nicht für selbstverständ-
lich halten; andere Kräfte wüchsen heran und 
würden aus jeder unnötigen Krise Nutzen zie-
hen. Das liege nicht im Interesse der Sowjet-
union. Nicht weniger wichtig ist das Einge-
ständnis Moskaus, daß die UdSSR und ihre 
Verbündeten eine lange Zeit der Ruhe brauch-
ten, um sich der Lösung ernster wirtschaftlicher 
Probleme zuzuwenden und gefährliche politi-
sche Spannungen innerhalb des kommunisti-
schen Lagers selbst zu lindern.

In den Teilen der Dritten Welt mit schwachen 
oder unbeliebten Regierungen sollten Rebel-
lenverbände, Partisanengruppen oder einzelne 
Agitatoren sowjetische Hilfe — möglichst in 
indirekter Form — erhalten. Da Konflikte die-

fast ausschließlich ihren verschiedenen Part-
nern überließ. Obwohl nicht alle Einzelheiten 
dieses Aktionsplans ausdrücklich aufgeführt 
wurden, ließ sich aus der Terminologie und 
aus den Hinweisen auf zeitgenössische Ereig-
nisse vieles schließen.
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Begrenzte Mittel

ser Art als intere Konflikte behandelt werden 
würden, könne die Gefahr einer ost-westlichen 
atomaren Konfrontation als unwahrscheinlich 
betrachtet werden — mit Ausnahme der Gebiete 
um China (d. h. Vietnam). Uber Aufstände im 
allgemeinen hieß es in Communist of the 
Armed Forces im Januar 1964: „Es besteht 
Einigkeit darüber, daß sich die Frage, ob Atom-
raketen eingesetzt werden, nicht erheben 
wird." Mit anderen Worten, in diesen Fällen 
könne die UdSSR ihre Politik verhältnismäßig 
ungefährdet weiter verfolgen.

Gewisse diktatorische Regimes in früheren 
Kolonialländern, die radikale Maßnahmen im 
eigenen Lande mit einer militanten Politik im 
Ausland verbinden, sollten von Moskau kräftig 
unterstützt werden und dafür ihrerseits Waf-
fen an aufrührerische Elemente in anderen 
Ländern weiterleiten. Da diese „revolutionären 
Demokraten" die Macht allein in Händen hiel-
ten, könnte die gesamte Gesellschaft eines 
Staates durch sie beeinflußt werden. Durch 
eine geschickte und elastische Politik gegen-
über solchen Regimes könnte daher die UdSSR 
unmerklich und ohne verheerende internatio-
nale Auswirkungen zur Vorherrschaft gelan-
gen. Im Jahre 1964 haben die Russen sich tat-
sächlich einer Taktik dieser Art bedient und 
sind von der ideologischen Orthodoxie abge-
wichen, um verschiedene nichtkommunistische 
Regimes zu stützen, weil sie sich eindeutig auf 
den „nichtkapitalistischen" oder gar den „so-
zialistischen Weg" begeben hatten. Zu den auf 
diese Weise bevorzugten Ländern gehörten 
Algerien, Mali, die Vereinigte Arabische Repu-
blik, Birma, Ghana, der Kongo (Brazzaville) 
und Guinea. „In unserer Zeit", rief ein kommu-
nistischer Führer Algeriens begeistert aus, 
„werden in Afrika, Lateinamerika und Asien 
neue Kubas entstehen!" Ob diese Schritte 
wirklich zu einem dauerhaften Erfolg führen 
würden, war natürlich eine andere Frage. 
(Jedenfalls konnten Punkte gegen Peking er-
zielt werden; man konnte sagen, friedliche 
Koexistenz ermögliche solche Erfolge.)



Direkter Zusammenstoß der Großmächte ist zu vermeiden

So sah also der recht komplizierte Rahmen für 
die sowjetische Weltpolitik aus, von der man 
in Moskau träumte. Das gesamte Konzept be-
ruhte auf der Voraussetzung, daß ein bewaff-
neter Zusammenstoß zwischen Ost und West 
in der Dritten Welt strikt vermieden wurde. 
Darüber hinaus versuchte die sowjetische Poli-
tik selbst dort, wo keine Gefahr einer solchen 
Konfrontation zu bestehen schien, jede offene 
Aktion militanter einheimischer Regimes zu 
verhindern, die die bewaffnete Intervention 
des Westens hervorrufen könnte. Der Grund 
für Moskaus Haltung war sehr einfach. Das 
sowjetische Interesse erforderte, daß die west-
liche Präsenz in Afro-Asien aufhöre und nicht 
noch verstärkt werde. Obwohl der Westen 
nicht durch offizielle Verträge verpflichtet war, 
den nichtgebundenen Ländern zu Hilfe zu kom-
men, bestanden in einigen Fällen moralische 
Verpflichtungen,‘die zu einer Intervention des 
Westens hätten führen können. Die UdSSR 
konnte das nur dann verhindern, wenn sie dis-
kret im Hintergrund blieb, gleichzeitig aber 
das Vorgehen der militanten Elemente der 
Dritten Welt unter fester Kontrolle hielt. Ver-
schleierte Aktionen solcher Elemente, um auf-
ständischen Gruppen in benachbarten Gebieten 
zu helfen, das heißt also „interne" Konflikte, 
konnte die Sowjetunion mit Gleichmut betrach-
ten (wenn auch die Sowjets verständlicher-

weise beunruhigt waren über die möglichen 
Folgen von Guerillaaktionen in so empfind-
lichen Gebieten wie Vietnam oder im Karibi-
schen Meer). Offene, großangelegte Invasionen 
über internationale Grenzen hingegen konnten 
weder als ungefährlich noch als wünschenswert 
gelten.

An diesen Maßstäben gemessen, litt der sowje-
tische Plan an ernsten Mängeln. Die beiden 
Grundelemente widersprachen sich: auf der 
einen Seite die Notwendigkeit, eine unmittel-
bare sowjetische Aktion zu vermeiden und 
durch andere zu handeln, auf der anderen die 
Notwendigkeit, die angewandte Taktik fest 
unter Kontrolle zu halten. In Wirklichkeit 
mußte man bei dieser Politik so überlegt und 
vorsichtig operieren, daß sie nur gelingen 
konnte, wenn die UdSSR jeden einzelnen 
Schritt selbst tat. Trotzdem sollte nach diesem 
Plan jede direkte Aktion in der Dritten Welt 
den „nationalen Befreiungsbewegungen" an-
vertraut werden, von deren Einfällen Moskau 
damit abhängig wurde. Unberechenbare Ele-
mente, denen fremde Interessen gleichgültig 
waren, verfolgten in Afro-Asien und Latein-
amerika ihre eigenen Ziele und durchkreuzten 
häufig die Taktik der Sowjets. Indirekte Ak-
tion und feste Kontrolle erwiesen sich für die 
Sowjetunion als miteinander unvermeidbar.

Sowjetische Militärhilfe

Obwohl diese Konzeption Moskaus erst seit 
kurzem in der sowjetischen Presse erörtert 
wird, bildet sie in Wirklichkeit schon seit 
einigen Jahren die Grundlage für sowjetisches 
Handeln, und der diesem Programm innewoh-
nende erhebliche Widerspruch ist schon seit 
einiger Zeit bekannt. Die Sowjetführer haben 
verschiedenes unternommen, um diese Schwie-
rigkeit zu überwinden — bisher allerdings 
ohne Erfolg. Das Problem mit all seinen Aus-
wirkungen läßt sich vielleicht am besten klar-
legen, wenn man eine bestimmte Form der so-
wjetischen Tätigkeit in der Dritten Welt — die 
Militärhilfe — sowie einige Fälle näher unter-
sucht, in denen die UdSSR und die Empfänger 
sowjetischer Waffen über Fragen der Taktik 
uneins geworden sind.
Die militärischen Beziehungen zwischen der 
Sowjetunion und bestimmten Entwicklungs-
ländern bieten ein besonders deutliches Bei-

spiel für die Kompliziertheit und die poten-
tiellen Gefahren der Politik Moskaus. Ur-
sprünglich hatte die UdSSR eben unabhängig 
gewordenen oder revolutionären Regimes 
Waffen auf Kredit geliefert, um sich Zugang zu 
verschaffen zu Gebieten wie dem Nahen Osten, 
Afrika und dem südostasiatischen Archipel, wo 
der Westen die militärische Vorherrschaft be-
saß. Da die Sowjetunion sich hier einem stär-
keren Gegner nicht stellen konnte, hatte sie 
sich einer Umgehungstaktik bedient. Die durch 
die sowjetischen Waffen geköderten Regimes 
befanden sich oftmals im Konflikt mit ihren 
Nachbarn, wobei sie meist irgendwelche Ge-
bietsansprüche gegen diese hatten. Der We-
sten, der seinen Schutzschild über diese Ge-
biete hielt, verfolgte eine Politik gleichmäßiger 
Freundschaft mit den örtlichen Machthabern, 
da er die Aufrechterhaltung des Gleichgewichts 



zwischen ihnen als die beste Gewähr für die 
Stabilität ansah. Ein Wettrüsten oder eine 
Verschiebung des militärischen Gleichgewichts, 
die einen der Herrscher dazu verlocken könnte, 
seinen Nachbarn zu überfallen, konnte dem 
Westen daher nicht recht sein. Die Sowjet-
union hingegen, als Außenseiter ohne Ver-

antwortung für die Ruhe in diesen Gebieten, 
hielt es für vorteilhaft, sie mit Waffen zu 
überschütten und damit die Konflikte zu ver-
schärfen. Das mußte dem Westen peinlich sein, 
da er in den seinem Schutz unterstellten Gebie-
ten kaum in Konkurrenz mit'der Sowjetunion 
Unruhe stiften konnte.

Diese sowjetischen Kalkulationen waren so 
lange richtig, wie die afro-asiatischen Waffen-
empfänger die russischen Waffen für politische 
Zwecke benutzten, zum Beispiel um Prestige 
zu gewinnen und von schwächeren Nachbarn 
Zugeständnisse zu erzwingen oder um mili-
tante aufrührerische Elemente in anderen Staa-
ten auszurüsten. Sollte jedoch ein durch den 
Überfluß an Material in Versuchung geratener 
Empfänger sowjetischer Waffen einen groß-
angelegten Überfall aut ein prowestliches Land 
inszenieren, so befände sich die UdSSR in 
einem Dilemma. Die Sowjetführer gingen natür-
lich davon aus, daß der Westen im Falle einer 
solchen offenen Aggression eingreifen würde, 
um dem Konflikt Einhalt zu gebieten. Da der 
Westen die Zugangswege zu Afro-Asien noch 
immer militärisch beherrschte, wäre die So-
wjetunion gezwungen, entweder zu Atom-
waffen zu greifen oder seinen Schützling fal-
len zu lassen mit dem damit verbundenen Ver-
lust an Ansehen, Einfluß und Investitionen. Da 
weder die eine noch die andere Alternative 
angenehm war, lag es offensichtlich im natio-
nalen Interesse der Sowjets, Maßnahmen zur 
Verhinderung eines größeren Krieges zu er-
greifen. Auch mußte die UdSSR die für sie 
peinliche Möglichkeit eines Konflikts zwischen 
den Empfängern sowjetischer Waffen und an-
deren gleichfalls von der Sowjetunion unter-
stützten afro-asiatischen Ländern vermeiden. 
Das Problem lag darin, die von Gefühlen ge-
lenkten, unberechenbaren Regimes von diesen 
gefährlichen Wegen abzuhalten.

Dilemma der Sowjets

Theoretisch konnte die Sowjetunion natürlich 
Bedingungen stellen, wenn sie militärische 
Hilfe gewährte, und mit der Einstellung der 
Lieferungen drohen, wenn die Bedingungen 
nicht eingehalten würden. Praktisch aber ent-
deckte Moskau, daß die Starken oft gehemmt 
sind, wenn sie die Schwachen unter Druck set-
zen wollen. Wer Hilfe gewährt, ist, da er seine 
materiellen und politischen Investitionen nicht 
gefährden will, beinahe ebenso angreifbar wie 
der Empfänger. Außerdem hatte sich die so-
wjetische Hilfe für die Afro-Asiaten als an-
nehmbar erwiesen, gerade weil sie nicht mit 
politischen Bedingungen verbunden war. 
Wenn Moskau die politische Kontrolle über 
die Verwendung sowjetischer Waffen zu so 
später Stunde verlangte, könnten die Reaktio-
nen heftig sein. (Kuba, an der vordersten Front 
des Ost-West-Konflikts, war ein Sonderfall, 
der besonders strenge Kontrollen verlangte, 
wie sehr sich auch Castro darüber beschweren 
mochte.) Natürlich wollte die Sowjetunion die 
so mühsam gepflegten Beziehungen zu den 
Empfängern militärischer Hilfe nur ungern ge-
fährden. Es ist bemerkenswert, daß Moskau in 
dieser ganzen Zeit nur bei kommunistischen 
Empfängern — Jugoslawien, Albanien und 
China — wagte, die militärischen Lieferungen 
einzustellen. Wahrscheinlich glaubte die So-
wjetunion, den kommunistischen Ländern blie-
ben weniger Möglichkeiten offen als den nicht-
kommunistischen.

Schließlich entschlossen sich die sowjetischen 
Führer, die lästige Alternative der Dul-
dung gefährlicher Tendenzen in der Dritten 
Welt und unangenehmen Auseinandersetzun-
gen mit einzelnen Waffenempfängern zu um-
gehen. Die Sowjetunion erkannte, daß viele 
afrikanische und asiatische Länder die sowjeti-

Internationalisierung des Problems

sehen Waffen von Anfang an nur angenommen 
hatten, um ihre territorialen Wünsche zu be-
friedigen, und daß sie auf Gelegenheiten, 
diese Waffen zu verwenden, nicht gerne ver-
zichten würden. Moskau ersann daher eine 
Methode, um die Aktionen solcher Länder zu 
lähmen, ohne daß die UdSSR ihren ganzen 



Zorn zu spüren bekam. Am 31. Dezember 1963 
unternahm Chruschtschow einen Schritt, der 
das ganze Problem zu einer internationalen 
Frage machte. In langen Botschaften an über 
hundert überraschte Regierungen schlug er ein 
weltweites Abkommen vor, das die Anwen-
dung von Gewalt zur Lösung territorialer Kon-
flikte verurteilen sollte. Die Sowjetunion 
wollte sich auf diese Weise des Einflusses der 
Weltöffentlichkeit auf widerspenstige Waffen-
empfänger bedienen und hoffte so, eine Ein-
buße ihres politischen Kapitals in diesen Län-
dern zu vermeiden. Auch andere Überlegungen 
in bezug auf Europa und China spielten eine 
Rolle, aber die Botschaft selbst (sowie spätere 
Kommentare) befaßte sich vorwiegend mit den 
Entwicklungsländern und verurteilte regionale 
Kriege:

„Viele junge souveräne Staaten ... haben von 
den Kolonialregimes Grenzprobleme geerbt, 
die künstlich verwirrt worden sind.... Die 
jüngsten Ereignisse in Nordafrika lassen kei-
nen Zweifel, daß die Stärkung und Entwick-
lung der unabhängigen afrikanischen Staaten 
großen Schaden erleidet, wenn einer von ihnen 
bewaffnete Streitkräfte gegen einen anderen 
einsetzt in dem Versuch, seine territorialen 
Ansprüche zu befriedigen.... Das könnte stär-
keren Staaten zugute kommen. Ist es nicht 
gefährlich für die Völker Asiens, Gewalt anzu-

wenden, um Staatsgrenzen in ihrem Teil der 
Welt zu berichtigen?"

Chruschtschow gab ganz offen seine Sorge 
über die Möglichkeit einer atomaren Ausein-
andersetzung zwischen der UdSSR und dem 
Westen zu erkennen, die ein bewaffneter An-
griff eines mit sowjetischen Waffen ausgestat-
teten Staates auf ein prowestliches Land zur 
Folge haben könnte:
„Es besteht eine enge Verflechtung zwischen 
den Staaten — wirtschaftlich, politisch und 
strategisch. .. . Ein Zusammenstoß, der .. . zu-
nächst rein lokaler Natur zu sein scheint, 
könnte rasch größere Ausmaße annehmen. ... 
Das würde Verbündete hineinziehen und bei 
anderen Staaten, die dem Konfliktgebiet be-
nachbart oder aber Tausende von Kilometern 
entfernt sind, Befürchtungen, ob echte oder 
eingebildete, wachrufen . .. Kriege, in denen 
zunächst konventionelle Waffen verwendet 
werden, können sich heute leicht in einen 
Weltkrieg verwandeln."
Von dieser allgemeinen Verdammung der An-
wendung von Gewalt nahm Chruschtschow je-
doch „nationale Befreiungskämpfe" ausdrück-
lich aus, das heißt Fälle von Aufruhr oder 
Infiltration in kolonialen oder prowestlichen 
Gebieten. Von der Umgebung Chinas abge-
sehen (Vietnam), hielt die Sowjetunion die 
Gefahr der Ausweitung solcher „innerer" Kon-
flikte für verhältnismäßig gering.

Entwicklungsländer durchkreuzen Chruschtschows Plan

Chruschtschows Versuch, den territorialen 
Wünschen der Dritten Welt in internationalem 
Rahmen und nicht durch die Sowjets allein 
Zügel anzulegen, schlug fehl. Seine afro-
asiatischen Partner griffen auf die einfache 
Lösung zurück, ihre jeweiligen Ansprüche 
in die Kategorie der zulässigen „nationalen 
Befreiungskämpfe" einzuordnen, während sie 
gleichzeitig ein Lippenbekenntnis zur Ableh-
nung „regionaler Kriege" ablegten. Mit ande-
ren Worten, sie verdrehten seine Botschaft so 
lange, bis sie so tun konnten, als habe die So-
wjetunion sich ihren Absichten nicht wider-
setzt, sondern sie unterstützt. In besonders 
krassen Fällen veröffentlichte die sowjetische 
Presse gekürzte Versionen der Antworten auf 
Chruschtschows Note. In einem amtlichen 
Kommentar in International Affairs (Nr. 4, 
1964) gab Professor Molodzow zu: „Einige offi-
zielle Antworten und inoffizielle Kommentare 

auf Ministerpräsident Chruschtschows Bot-
schaft zeigen, daß Versuche gemacht werden, 
die Durchführung des sowjetischen Vorschlags 
zu verhindern." Er stellte es keineswegs so 
dar, als habe nur der Westen auf diese Weise 
reagiert.
Chruschtschow, Suslow und Mikojan erinner-
ten die Waffenempfänger öffentlich an die 
ihnen zuteil gewordenen Wohltaten und wie-
sen darauf hin, daß Moskau eine gewisse Ge-
genleistung erwarte. Am 22. Dezember 1963 
erklärte Chruschtschow:

„Die UdSSR hat große Mengen von Waffen an 
die algerischen Patrioten kostenlos verteilt. 
Auch Indonesien, dem Jemen und anderen 
Ländern haben wir in ihrem bewaffneten 
Kampf sehr viel geholfen. Wir haben unsere 
gesamte Macht eingesetzt, um das ägyptische 
Volk zu unterstützen, als es sich genötigt sah, 



den imperialistischen Aggressoren bewaffne-
ten Widerstand zu leisten."

Am 14. Februar 1964 wiederholte Suslow in 
einer zwei Monate später veröffentlichten anti-
chinesischen Rede vor dem Zentralkomitee der 
KPdSU Chruschtschows Bemerkungen, in de-
nen er Panama, Zypern, Vietnam, Sansibar und 
Ostafrika als weitere Beispiele für sowjetische

Offenbar betrachtete die UdSSR die Verhin-
derung regionaler Kriege in einer Art von 
Tauschgeschäft als Gegenleistung für die 
sowjetische Hilfe. Die angeführten Beispiele 
sowjetischer Unterstützung sollten eindeutig 
großangelegte Invasionen ausschließen. In 
allen hier erwähnten Fällen waren die Waffen 
nur zu politischen Demonstrationen, für Gue-
rillakriege, für Infiltration oder „interne" Kon-
flikte, niemals aber für einen „richtigen" 
Krieg zwischen zwei Nationen eingesetzt wor-
den. Was die Sowjetunion selbst betrifft, so 
zeichnete sich ihre Haltung im Suezkanal und 
in Zypern auf dem Höhepunkt der Krise durch 
äußerste Vorsicht, durch Säbelrasseln beim 
Nachlassen der Gefahr und durch heroische 
Posen nach der Krise aus. Ihr Verhalten in 
Algerien war auffallend zwiespältig und ihre 
Unterstützung in anderen Fällen vorwiegend 
verbal. (Zugegeben, die von den Sowjetfüh-
rern angeführten Beispiele sollten Pekings 
Behauptung widerlegen, daß die Anwendung 
von Gewalt in der Dritten Welt unerläßlich 
sei.)
Uber Indonesien sagte Mikojan am 16. Mai 
1964, Rußland habe, „wenn nötig, militärische 
Fachleute und Waffen geschickt, damit Indo-
nesien das von den Kolonisatoren eroberte 
Gebiet in den Schoß des Mutterlandes zurück-
holen könne, wenn sich das als notwendig er-
weisen sollte. Dann drohte Indonesien so sehr 
mit der Faust, daß sich die Kolonisatoren still 
zurückzogen und West-Irian ohne Blutvergie-
ßen an Indonesien überging."

Am 20. Juni 1964 wies Mikojan die Indonesier 
in Bandung darauf hin, daß sie West-Irian an-

Moskaus Schwierigkeiten bei dem Versuch, 
die Taktik nichtgebundener Länder zu beein-
flussen, traten besonders deutlich hervor, als 
Chruchtschow im Mai 1964 seine Reise nach 
Ägypten unternahm — den einzigen größeren 

Unterstützung genannt hatte. Moskau, so sagte 
er, helfe „der nationalen Befreiungsbewegung 
wirtschaftlich, politisch und, wenn nötig, mili-
tärisch", unterstütze damit „gerechte Kriege, 
die das Volk gegen seine Unterdrücker 
führe" und verhindere sowohl „den Ausbruch 
regionaler Kriege" (für die er die „Imperia-
listen" verantwortlich machte) als auch den 
„Export der Konterrevolution."

Sowjetische Mahnungen
geblich mit sowjetischer Hilfe, „ohne einen 
einzigen Schuß abzugeben", bekommen hätten. 
Im gleichen Atemzug erwähnte er Nordbor-
neo, womit er anscheinend andeuten wollte, 
daß man dort die gleichen Methoden anwen-
den solle. In diesem Zusammenhang ist Pro-
fessor Molodzows Bemerkung in seiner offi-
ziellen Auslegung der Chruschtschow-Botschaft 
aufschlußreich: „Zur friedlichen Beilegung der 
West-Irian-Frage haben letztlich die Verein-
ten Nationen beigetragen ..., die West-Irian 
als indonesisches Gebiet anerkannten."

Im gleichen Aufsatz lobte Molodzow die Orga-
nisation für Afrikanische Einheit, weil sie im 
vergangenen Oktober zur „Feuereinstellung 
an der algerisch-marokkanischen Front und 
im Februar an der Grenze zwischen Somali-
land und Äthiopien" beigetragen habe. In die-
sen beiden peinlichen Fällen waren die Emp-
fänger sowjetischer Waffen gewaltsam gegen 
Länder vorgegangen, um die die Sowjetunion 
selbst gerade warb. Chruschtschow hatte den 
algerisch-marokkanischen Konflikt als einen 
besonders bedauerlichen Fall erwähnt. Kurz 
danach, am 10. Februar 1964, unternahm er 
den ungewöhnlichen Schritt, die persönliche 
Bitte um Feuereinstellung an die äthiopischen 
und somalischen Führer zu richten. Zur glei-
chen Zeit erklärte Moskaus Afrika-Experte, 
der kürzlich verstorbene Professor Potechin, 
„eine allgemeine Revision der [afrikanischen] 
Grenzen ist undenkbar" — und das, nachdem 
jahrelang betont worden war, die künstlichen 
kolonialen Grenzen müßten hinweggefegt 
werden!

Beispiel VAR
Besuch, den er nach seiner Botschaft über 
territoriale Konflikte bei einem Waffenemp-
fänger machte. In ihrer Antwort an Chru-
schtschow im Februar 1964 klammerten Prä-
sident Nasser und der syrische Premiermini-



ster Hafez den arabisch-israelischen Streit aus 
der Gruppe der Konflikte aus, die auf fried-
lichem Wege gelöst werden müßten. Damals 
reagierte die UdSSR nicht offiziell auf diese 
Auslegung. Dfei Monate später aber hielt 
Chruschtschow fast unmittelbar' nach seiner 
Ankunft in Kairo eine vorbereitete Rede vor 
der Nationalversammlung der Vereinten Ara-
bischen Republik, die eine versteckte War-
nung enthielt:

„Wie kommt es, daß die Sowjetunion sich 
einerseits für die Lösung internationaler Pro-
bleme durch Verhandlungen einsetzt und 
andererseits sich nicht weigert, einigen Län-
dern in Asien, Afrika und Lateinamerika 
Waffen zu liefern? ... Es ist richtig, daß wir 
Waffen geben an diejenigen, die unsere Hilfe 
im gerechten Kampf um die nationale Unab-
hängigkeit erbitten. Aber . . . wir geben Waf-
fen zur Verteidigung der Freiheit und nicht 
für einen Angriff auf andere Länder." Im 
Laufe seines Besuchs fand es Chruschtschow 
immer wichtiger, seine Popularität zu stärken 
und wich häufig von seinem Text ab, um den 
Beifall der Zuhörer hervorzurufen. Infolge-
dessen mußten einige seiner Bemerkungen 
später von Moskau richtiggestellt werden, 
wodurch dem kritischen Betrachter eine sel-
tene Gelegenheit geboten wurde, in die 
sowjetische Denkweise einzudringen. So ließ 
Chruschtschow zum Beispiel bei einem von 
Marschall Amer veranstalteten Essen am 
18. Mai erkennen, daß sein Gastgeber um zu-
sätzliche sowjetische Waffen gebeten hatte. 
Dazu erklärte er aus dem Stegreif: „Mit den 
Waffen wird es keine Schwierigkeiten geben, 
wenn sie benötigt werden. Es ist besser, gute 
Waffen zu haben, damit unsere Feinde davon 
wissen und uns nicht zwingen, sie zu gebrau-
chen."

Am nächsten Tage änderte Radio Moskau den 
Wortlaut der Rede durch die Hinzufügung 
einiger bedeutsamer, einschränkender Worte, 
die Chruschtschow nicht gebraucht hatte: „Mit 
den Waffen wird es keine Verzögerung geben, 
falls es notwendig werden sollte, Aggressoren 
zurückzuschlagen.“

In seiner Rede vom 19. Mai in Port Said er-
klärte Chruschtschow: „Die Vereinigte Ara-
bische Republik ist auch für . . . die Vorschläge 
zur friedlichen Lösung regionaler Probleme." 
Ein paar Sätze weiter fügte er hinzu: „Die 
Sowjetregierung ist der Ansicht, daß eine 
logische und gerechte Lösung für die Palästi-
na-Frage gefunden werden sollte. Die Sowjet-
union unterstützt uneingeschränkt die Posi-
tion der arabischen Völker."

Zwar unterstützte er damit eine Lösung, die 
nach arabischen Maßstäben gerecht sein 
müsse, gab aber nicht eindeutig zu erkennen, 
ob diese Frage zur Kategorie vor Problemen 
gehörte, für die eine friedliche Lösung gefun-
den werden müsse. Seine Zuhörer, die begei-
sterten Beifall spendeten, hatten offenbar 
nicht den Eindruck, daß er die Methoden, 
durch die dieses Gebiet gewonnen werden 
könnte, in irgendeiner Form einschränken 
wollte. Am 15. Juni 1964 wurde jedoch die 
Rede in einer arabischen Sendung aus Moskau 
revidiert wiedergegeben:

„Premierminister Chruschtschow sagte ... in 
Port Said . . ., eine vernünftige Lösung mit 
friedlichen Mitteln müsse für diese Konflikte 
einschließlich derjenigen zwischen Israel und 
den benachbarten Ländern gefunden werden."

Die VAR reagierte mit einer amtlichen Erklä-
rung (Al Ahram 25. September 1964), die dem 
Korrespondenten der New York Times zu-
folge einer Kritik an der sowjetischen Verur-
teilung regionaler Kriege gleichkam: Manche 
Mächte (das heißt der Westen) „besitzen Flot-
ten auf dem Meer in unserer Nähe und Stütz-
punkte, die eine unmittelbare Auswirkung 
auf die Kämpfe haben und in kritischen Au-
genblicken den Ausschlag geben können", 
während eine andere Macht (das heißt die 
Sowjetunion) „das Zeitalter, in dem wir le-
ben" widerspiegelt, das „unter dem Druck 
des atomaren Schreckens steht und viele den 
Frieden herbeiwünschen läßt, auch wenn er 
nicht auf Gerechtigkeit beruht."

Einmischung Chinas

Die Chinesen waren rasch bei der Hand, die 
Reibereien zwischen der UdSSR und den afro-
asiatischen Ländern auszuschlachten. Auf der 
sechsten Sitzung des afro-asiatischen Solida-
ritätsrats (Algier, 22—27. März 1964) forderte 

die UdSSR die Delegierten auf, Chru-
schtschows Botschaft über territoriale Kon-
flikte gutzuheißen. Von Indonesien unter-
stützt, widersetzte sich die chinesische Dele-
gierte, Mme. Kuo Chien, diesem Vorschlag 



auf das schärfste und verlangte, daß die Kon-
flikte im Pazifik, im arabisch-israelischen Ge-
biet und anderswo als „gerechte" Kämpfe an-
erkannt würden, in denen die Anwendung 
von Gewalt zulässig sei. Die Konferenz bil-
ligte den sowjetischen Vorschlag nicht. Der 
Versuch der Sowjetunion, die Kontrolle über 
militante Kreise der atro-asiatischen Welt zu 
behalten und gleichzeitig die Gefahr einer 
Konfrontation mit dem Westen zu vermeiden, 
war fehlgeschlagen; die Chinesen brachten 
ihre Freude darüber offen zum Ausdruck.

Im September 1964 ersuchte die UdSSR die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen, 
Chruschtschows Botschaft auf die Tagesord-
nung zu setzen. Allmählich hörte die sowjeti-
sche Presse jedoch auf, der Note so viel Auf-
merksamkeit zu widmen — zum Teil vielleicht 

wegen der engen Verbindung mit dem Namen 
des abgesetzten Ersten Sekretärs, zum Teil 
wegen der andauernden Reibereien in der 
Dritten Welt. Nach Chruschtschows fehlge-
schlagenem Schritt stand die Sowjetunion 
wieder einmal vor dem grundsätzlichen Di-
lemma der friedlichen Koexistenz. Der Erfolg 
der sowjetischen Offensive in der Dritten 
Welt setzte voraus, daß Situationen, die eine 
westliche Gegenaktion hervorrufen könnten, 
vermieden würden. Das wiederum setzte vor-
aus, daß die Sowjetunion nur durch dritte Par-
teien handelte und daß sie gleichzeitig eine 
feste Kontrolle über die angewandte Taktik 
ausübte. Das für die Durchführung dieser Poli-
tik auserwählte Instrument — die „nationale 
Befreiungsbewegung" — bestand jedoch dar-
auf, eigene Methoden anzuwenden und lehnte 
alle sowjetischen Versuche ab, diese Kon-
trolle auszuüben.

Schwenkung in der sowjetischen Militärtheorie

Daß es nicht gelungen war, diese Schwierig-
keit zu überwinden, hätte vielleicht zu einem 
völligen Stillstand geführt, wenn sich den 
sowjetischen Militärs nicht schon früher eine 
andere Möglichkeit geboten hätte. Da es sich 
— so hatten einige offenbar erörtert — als so 
schwierig erweise, eine Provozierung des 
Westens durch die „nationale Befreiungsbe-
wegung" zu- vermeiden, solle man versuchen, 
des Westen davon abzuhalten, auf solche Si-
tuationen überhaupt zu reagieren, das heißt, 
seine konventionelle militärische Vorherr-
schaft auszunutzen, um lokale Konflikte zu 
unterbinden. Dann könne die UdSSR ihre 
Offensive in der Dritten Welt weitertreiben, 
ohne sich Sorgen über die möglichen Folgen 
der afro-asiatischen Kriegslust machen zu 
müssen. Hier bedeutete „der Westen" in 
erster Linie die 6. und 7. Flotte der Vereinig-
ten Staaten, deren Bewegungen im Mittel-
meer, im Pazifik und im Indischen Ozean die 
sowjetische Presse, insbesondere die Armee-
zeitschrift Roter Stern, in den Jahren 1963/64 
ständig beschäftigte.
Inzwischen begannen die sowjetischen Mili-
tärs sich immer mehr für die Dritte Welt und 
das Problem lokaler Konflikte zu interessie-
ren. Bisher hatten sie behauptet, regionale 
Kriege müßten unweigerlich zu einem allge-
meinen Vernichtungskrieg führen, wenn sich 

die Atommächte in irgendeiner Form daran 
beteiligten. Die natürliche Folge dieser These 
war, daß die Atommacht Rußland eine Ver-
wicklung in Konflikte dieser Art fürchten und 
sich deshalb aus ihnen heraushalten müsse. 
Nun kamen die sowjetischen Militärs zu der 
Überzeugung, daß gerade diese Haltung dem 
Westen freie Bahn verschaffe. Wäre es hin-
gegen möglich, den Eindruck zu erwecken, 
daß die UdSSR bereit sei, Risiken einzugehen, 
so könnte das den Westen davon abhalten, in 
örtliche Aggressionskriege einzugreifen. Der 
Westen könne — so meinte man in Moskau 
— zu der Überzeugung gebracht werden, daß 
jede westliche Aktion zu einer sowjetischen 
Gegenaktion führen würde. So wurden Ende 
1963 die strategischen Vorstellungen der 
Sowjetunion revidiert und nun dem Westen 
deutlich gemacht, daß die Rote Armee eine 
Ausweitung regionaler Kriege nicht mehr 
für unvermeidlich, sondern nur für möglich 
halte. Dieser Wandel — so hoffte die Sowjet-
union offenbar — werde zeigen, daß Rußland 
die Folgen einer Beteiligung an regionalen 
Kriegen nicht mehr fürchte und daß der 
Westen deshalb die sowjetische Nichtinter-
vention nicht mehr für selbstverständlich hal-
ten dürfe. Außerdem enthielt das amtliche 
sowjetische Lehrbuch für Militärstrategie die 
drohende Warnung, daß „ein regionaler



Aggressionskrieg gegen ein nichtsozialisti-
sches Land, der die grundliegenden Interessen 
der sozialistischen Staaten in Mitleidenschalt 
zieht", .eine energische sowjetische Gegen-

Der Westen ist militärisch im Vorteil

aktion hervorrufen werde. Im gleichen Buch 
werden die sowjetischen Vorbereitungen für 
eine Beteiligung an überseeischen Kriegen 
dieser Art erwähnt.

Diese versteckten Warnungen an, den Westen 
wurden von Zeit zu Zeit bekräftigt. Ende 1964 
brachte die sowjetische Wochenzeitschrift New 
Times (Nr. 48, 1964) einen Aufsatz von Oberst 
Glasow über „Das neue Konzept regionaler 
Kriege". Darin befaßte sich der Autor aus-
führlich mit Europa und Südostasien, er-
wähnte aber auch die Dritte Welt: „Militäri-
sche und politische Führer des Westens, die 
regionale Kriege unterstützen, spielen mit 
dem Feuer ... Die Anwendung taktischer 
Atomwaffen auf .unterentwickelten' Kriegs-
schauplätzen werde, so glauben sie, keine 
große internationale Reaktion hervorrufen 
und man könne sie sich deshalb ohne ernste 
Folgen erlauben. . . . Wir wissen zum Beispiel, 
daß die 6. Flotte der Vereinigten Staaten, als 
sie 1958 den Auftrag erhielt, sich in die inne-
ren Angelegenheiten des Libanons einzumi-
schen, Honest John-Raketen an Bord hatte, 
die mit Atomsprengköpfen ausgerüstet wer-
den können. Die amerikanische Armee sowie 
die Armeen anderer NATO-Staaten haben 
umfangreiche Untersuchungen über die An-
wendung von Atomwaffen in Asien und im 
Mittleren Osten angestellt." Das klang wie 
eine Warnung, daß die UdSSR nicht nur auf 
die Anwendung taktischer Atomwaffen in 
regionalen Kriegen, sondern sogar auf den 
Einsatz westlicher Einheiten reagieren würde, 
Jie nur die Möglichkeit besitzen, Atomwaffen 
anzuwenden. Vielleicht wollte die Sowjet-
anion lediglich den Eindruck vermitteln, daß 

keine irgendwie geartete Aktion des Westens, 
vor einer sowjetischen Gegenaktion sicher sei.

Man mag zweifeln, ob die Sowjetführer selbst 
solche Warnungen für überzeugend hielten. 
Schließlich hatte sich die sowjetische Termino-
logie zwar geändert, das Gleichgewicht der 
Kräfte in den Entwicklungsländern aber nicht. 
Der Westen besaß noch immer die militärische 
Vorherrschaft über die Zugänge zur Dritten 
Welt, und die Politiker in Moskau mögen an 
der abschreckenden Wirkung der sowjetischen 
Erklärungen mit Recht gezweifelt haben.

Es ist zwar richtig, daß die Sowjetunion im 
Jahre 1965 angefangen hat, einige der für 
militärische Aktionen in Übersee nötigen Vor-
aussetzungen zu schaffen; so wurde zum Bei-
spiel die Marineinfanterie reaktiviert. Da 
aber wesentliche Bestandteile einer schlag-
kräftigen See-Luft-Macht, vor allem Flugzeug-
träger, immer noch fehlen, war nicht anzuneh-
men, daß die Sowjetunion in naher Zukunft 
wirklich in der Lage sein würde, mit begrenz-
ten und konventionellen Mitteln in afro-asia-
tische Ereignisse einzugreifen. Die 6. und 7. 
Flotte der Vereinigten Staaten spielte in 
diesem Gebiet noch immer eine entscheidende 
Rolle und die sowjetischen Drohungen mit 
einer Gegenaktion schienen nicht allzu fun-
diert zu sein (natürlich immer unter der Vor-
aussetzung, daß ein atomarer Zusammenstoß 
außer Frage steht).

Das Problem ist ungelöst

Im ganzen gesehen können also die Sowjet-
führer sich kaum Illusionen hingeben über den 
Erfolg ihrer verschiedenen Versuche, die 
Widersprüche ihrer Politik in der Dritten Welt 
zu lösen. Moskau hat keinen Weg gefunden, 
kriegslüsterne Elemente in den Entwicklungs-
gebieten von Aktionen abzuhalten, die den 
Westen provozieren könnten, oder den We-
sten davon abzuhalten, auf solche Situationen 
zu reagieren. Im Gegenteil, die Lage in Viet-
nam hat ihre Entschlossenheit bestätigt, die 

unter ihrem Schutz stehenden Gebiete trotz 
Drohungen aus Moskau und Peking zu ver-
teidigen. Das sowjetische Dilemma ist nach 
wie vor ungelöst, und in Moskau wächst die 
Sorge über die afro-asiatische Entwicklung. 
Andererseits stellt die unstabile Lage für die 
Sowjetführer eine ständige Versuchung dar. 
Sie glauben offenbar, man erwarte unter den 
momentanen Bedingungen von ihnen, daß sie 
auf irgendeine Art und Weise greifbare Er-
folge erzielen. Die ständige Verhöhnung durch 



Peking und die unaufhörliche Konkurrenz mit 
den Chinesen bei allen afro-asiatischen Tref-
fen machen es den Russen besonders schwer, 
sich von diesem Gefühl zu befreien. Das Er-
gebnis ist, daß man in Moskau aus den offen-
sichtlichen Schwierigkeiten und Gefahren, in 
die sich die Sowjetunion allmählich verwik-
kelt hat, keine logischen Konsequenzen gezo-
gen hat.

Im Atomzeitalter kann also die Sowjetpolitik 
in der Dritten Welt kaum für „idiotensicher" 
gehalten werden. Die Dynamik der nationalen 

Befreiungsbewegungen hat zwar Moskau zum 
Zögern veranlaßt, aber niemand scheint vor-
geschlagen zu haben, daß die UdSSR sich her-
aushalten sollte. Alle Bedenken werden — 
wahrscheinlich wegen der Notwendigkeit, mit 
Peking Schritt zu halten — erstickt durch einen 
Schwall kriegerischer Worte, und in letzter 
Zeit haben sich die Sowjets in den Entwick-
lungsländern mehr als zuvor engagiert. Unter 
diesen Umständen werden die' hier erörterten 
Probleme wahrscheinlich noch größere Bedeu-
tung gewinnen.
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